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1 Aufgaben des Faches Gemeinschaftskunde in der 
gymnasialen Oberstufe 

Der Unterricht im Fach Gemeinschaftskunde hat den Auftrag, den Schüler 
der gymnasialen Oberstufe zu befähigen, politische, soziale und wirtschaft-
liche Gegebenheiten unserer Gegenwart sachgerecht zu analysieren und zu 
beurteilen und sich an den politischen und sozialen Aufgaben in Staat, 
Gesellschaft, Wirtschaft wie auch im internationalen Bereich nach Maßga-
be der Verfassung zu beteiligen. 

· Der Gemeinschaftskundeunterricht stützt sich auf Kenntnisse, Einsichten 
und Fähigkeiten, die im Sozialkundeunterricht sowie im Geschichts- und 
Erdkundeunterricht des Sekundarbereichs 1 vermittelt worden sind. Seine 
Gegenstände sind - anders als die des Sozialkundeunterrichts - nicht an 
Lebens- und Entscheidungssituationen gebunden; sie sind nach ihrer Sach-
struktur gegliedert, bieten komplexe gedankliche Zusammenhänge und 
beziehen sich auf grundlegende politische, soziale und wirtschaftliche Pro-
bleme, die für die Bürger der Bundesrepublik Deutschland jetzt und in 
Zukunft besondere Bedeutung haben. Die Schüler sollen mit wissenschaftli-
chen Erklärungsansätzen und Verfahrensweisen bekannt gemacht werden 
und lernen, ihr Urteil gründlich abzusichern. Sie sollen durch vertiefende 
Betrachtung zu prinzipiellen Erkenntnissen gelangen und sich in Arbeits-
weisen üben, die sie befähigen, neue politische Probleme selbständig und 
systematisch zu erschließen. 
Damit diese Ziele erreicht werden können, ist auf den Erwerb sicherer und 
verfügbarer Kenntnisse Wert zu legen. Diese beziehen sich ebenso auf poli-
tische, soziale, wirtschaftliche Fakten und zusammenhänge wie aufgrund-
legende Theoreme, fachwissenschaftliche Begriffe und ihre Definition. 
Angesichts der Vielfalt von Problemen in Politik, Gesellschaft und Wirt-
schaft hat der Gemeinschaftskundeunterricht - auch in Leistungskursen 
- kein Spezialwissen, sondern grundlegende Kenntnisse und Einsichten zu 
vermitteln. 
Zu der angestrebten Grundbildung gehören auch die Kenntnis und die 
Anwendung fachspezifischer Frageweisen, mit denen politische, soziale 
und wirtschaftliche Sachverhalte erschlossen werden. Diese Frageweisen 
leiten sich her aus fundamentalen Kategorien der Analyse politischer und 
gesellschaftlicher Sachverhalte wie Macht/Ordnung,. Normen, Alternativen, 
Interdependenz, Interessen, Konflikt/Kompromiß, Information, Ideologie/ 
Vorurteil. Diese bereits aus dem Sozialkundeunterricht bekannten Katego-
rien werden im Gemeinschaftskundeunterricht dem Schüler stärker bewußt 
gemacht und von ihm zunehmend selbständig gehandhabt. 

Die Erziehungsarbeit der Schule ist an die im Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland, in der Niedersächsischen Verfassung und im Niedersäch-
sischen Schulgesetz verankerten Grundwerte menschlichen Zusammenle-
bens gebunden. Der Gemeinschaftskundeunterricht hat diese Grundwerte 

wie Leben, Menschenwürde, Freiheit, Rechtsgleichheit, soziale 
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Gerechtigkeit, Frieden, Toleranz, Solidarität, Gemeinwohl etc. - als Maß-
stäbe politischen und sozialen Verhaltens zu verdeutlichen. Durch Gegen-
überstellung und Vergleich der Grundwerte mit anderen politischen Wert-
vorstellungen läßt sich ihre Bedeutung besonders klar erfassen. Erst durch 
eine solche Betrachtung wird das Fach Gemeinschaftskunde seinem Bil-
dungsauftrag gerecht. Der Schüler soll erkennen, daß eine freiheitliche 
Demokratie auf den Grundkonsens der Bürger und auf ihr Eintreten für diese 
Werte angewiesen ist. 
Aus den Grundwerten sind jedoch keine konkreten Anweisungen für politi-
sches und soziales Handeln abzuleiten. Sie sind auslegungsbedürftig und 
lassen eine Vielfalt von Meinungen und Werthaltungen zu. Der Gemein-
schaftskundeunterricht hat den Schüler mit unterschiedlichen Positionen 
vertraut zu machen; dabei soll auch das Prinzip des Pluralismus erörtert . 
werden, wobei dessen Bedeutung für den Normwandel in Politik und Gesell-
schaft hervorzuheben ist. 
Geistige Fähigkeiten und Haltungen, die auf politische und soziale Beteili-
gung zielen, lassen sich vorrangig in Auseinandersetzung mit konkreten 
Entscheidungen und Maßnahmen entwickeln. Aus diesem Grunde sollen im 
Gemeinschaftskundeunterricht theoretische Positionen in der Regel nicht 
ohne Bezug zur Praxis behandelt werden. 
Politisches und soziales Handeln vollzieht sich immer in zukunftsoffenen 
Situationen. Die Schüler sollen daher lernen, Folgen und Wirkungen von 
Entscheidungen - trotz bleibender Ungewißheit - verantwortungsbewußt 
im voraus zu bedenken, den Meinungsstreit zu akzeptieren und sich an ihm 
zu beteiligen. Der Gemeinschaftskundeunterricht betont diesen Aspekt poli-
tischer Bildung und Erziehung, indem er Erscheinungen und Streitfragen 
unserer Gegenwart und Möglichkeiten der Zukunftsgestaltung thematisiert. 
Eine geschichtl iche Betrachtung kann in diesem Zusammenhang ange-
bracht sein; sie hilft den Schülern, Gegenwartsphänomene zu verstehen 
und Vorschläge zur Lösung von Problemen realistisch einzuschätzen. In die-
sem Sinne ist sie in die Problemanalyse einzubinden; sie sollte sich nicht 
verselbständigen. 
Der Schüler muß bei der Untersuchung und Beurteilung von Gegenwartsfra-
gen auch lernen, das eigene Verhalten zu reflektieren. Er soll erkennen, daß 
in einer freiheitlichen Demokratie der einzelne aufgefordert ist, auf Ent-
scheidungen in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft verfassungsgemäß Ein-
fluß zu nehmen; er muß wissen, daß er Verantwortung auch dann mitträgt, 
wenn er sich zurückzieht. 

Der Gemeinschaftskundeunterricht ist dem problembezogenen didakti-
schen Ansatz verpflichtet und nicht fachwissenschaftlich-systematisch 
orientiert. Damit kommen wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden 
nur in Ausschnitten und jeweils auf das Problem gerichtet zur Anwendung. 
Der Unterricht stützt sich hierbei auf unterschiedliche Bezugswissenschaf-
ten, wie Politikwissenschaft, Soziologie, Geschichtswissenschaft, Volks-
wirtschaftslehre, Rechtswissenschaft, Geographie, Psychologie. 
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In der sachgerechten Handhabung ausgewählter fachwissenschaftlicher 
Methoden und Begriffe wie auch in der reflektierten Verwendung politischer 
Kategorien liegt der Beitrag der Gemeinschaftskunde zum wissenschafts-
propädeutischen Arbeiten im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben-
feld der gymnasialen Oberstufe. 
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2 Ziele 

2.1 Leltzlele und Lernziele 

Die Fähigkeit, politische, soziale und wirtschaftliche Probleme zu analysie-
ren und fachlich fundiert zu beurteilen sowie sich verantwortungsbewußt 
politisch und sozial zu engagieren, wird im folgenden durch acht Leltziele 
beschrieben, die, wenngleich nicht trennscharf, spezifische Fähigkeiten 
und Verhaltensweisen hervortreten lassen. Sie nehmen Bezug auf die Kate-

. gorien der Analyse politischer und gesellschaftlicher Sachverhalte (vgl. S. 
4). 

Diese Leitziele sind tor den Gemeinschaftskundeunterricht verbindlich. 
• Die wesentlichen kognitiven Fähigkeiten wie auch die Einstellungen und 

Haltungen, die politisches Verhalten in einer freiheitlichen Demokratie 
bestimmen, kommen in jedem einzelnen Leitziel zum Ausdruck. Sie umfas-
sen 
- die Fähigkeit zu Analyse und gedanklicher Durchdringung politischer, 

sozialer und wirtschaftlicher Sachverhalte in Verbindung mit dem Auf-
bau grundlegender Kenntnisse 

- die Fähigkeit zur Beurteilung und Bewertung der Sachverhalte 
- die Bereitschaft zu politischem Engagement. 
Die Reihenfolge, in der die Leitziele aufgeführt sind, stellt keine Rangfolge 
dar. 
Die Leitziele decken sich weitgehend mit denen des Sozialkundeunter-
richts, der die Schaler im Sekundarbereich 1 in die Auseinandersetzung mit 
politischen und sozialen Fragen eingeführt hat. Der Gemeinschaftskun-
deunterricht führt diese Aufgabe mit gleicher Zielrichtung, aber höherem 
fachlichen Anspruch fort. 
Die Leitziele beschreiben idealtypisch Merkmale mündigen sozialen und 
politischen Verhaltens. Sie weisen den Zielsetzungen im Unterricht die 
Richtung; mit welcher Intensität sie angestrebt bzw. erreicht werden kön-
nen, hängt von dem Schuljahrgang, dem Kurstyp und der jeweiligen Lern-
gruppe ab. 
Die Leitziele werden durch Lernziele konkretisiert. Diese entsprechen in 
ihrer Gliederung den in der Formulierung der Leitziele zum Ausdruck kom-
menden Fähigkeiten und Dispositionen. 
Wie die Leitziele haben die Lernziele inhaltsabergreifenden Charakter. Ihre 
Aufzählung ist nicht vollständig; doch verweisen sie auf wesentliche Frage-
richtungen. Der Lehrer wird sie von seinem Unterrichtsgegenstand her wei-
ter konkretisieren und ergänzen. 
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Die Lernziele bestimmen nicht ein Endverhalten, sondern sind als Aufgaben 
formuliert; sie nehmen Untersuchungsergebnisse oder Bewertungen politi-
scher, sozialer und wirtschaftlicher Sachverhalte nicht vorweg, beschreiben 
aber den Rahmen, innerhalb dessen die Schüler demokratisches Verhalten 
entwickeln können. 
Bei der Planung des Unterrichts müssen Lernziele und Unterrichtsinhalte 
miteinander in Beziehung gebracht werden: Die Verbindung von Lernzielen 
und Inhalten bestimmt die Themen und Fragestellungen der Unterrichts-
stunden. Jede Lernzieldimension - Analyse und Erwerb von Kenntnissen, 
Beurteilung, Aufbau von Haltungen - ist zu berücksichtigen. 
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Leitziel 1 
Fähigkeit und Bereitschaft, politische, soziale und wirtschaftliche Ordnun-
gen und Machtverhältnisse zu untersuchen, in ihren Wirkungen zu beurtei-
len und sich an der Willensbildung in Staat und Gesellschaft zu beteiligen 

Lernziele 
- Kenntnisse Ober politische, soziale, wirtschaftliche Ordnungen erwerben 
- Entstehung, Aufbau und Aufgaben wichtiger Institutionen untersuchen 
- institutionalisierte und informelle Willensbildungsprozesse analysieren 
- psychologische Bedingungen und Wirkungen der Demonstration von 

Macht untersuchen 
- politische, soziale, wirtschaftliche Ordnungen nach Sinn und Zweck' 

befragen 

- Legitimität von Herrschaft prüfen 
- politische, soziale, wirtschaftliche Ordnungen unter den Aspekten der 

Machtverteilung und Machtkontrolle, der Partizipation und Effektivität 
werten 

- Ordnungen funktional, wertbezogen oder auch interessengebunden 
interpretieren 

- Anspruch und Wirklichkeit politischer, sozialer, wirtschaftlicher Ordnun-
gen miteinander vergleichen 

- Machtausübung auf ihre Zwecke befragen 
- Macht nach dem Verhältnis von angestrebten Zielen und eingesetzten 

Mitteln beurteilen 
- Einstellungen zur Macht - wie Respektieren aus Einsicht in die Notwen-

digkeit, Akzeptieren aus Gründen ihrer Legalität, Anpassung, Ablehnung, 
Widerstand, Verherrlichung - auf ihre Ursachen und Folgen hin untersu-
chen 

- demokratisch legitimierte Entscheidungen respektieren 
- für demokratisch legitimierte Ordnungen, Institutionen und Regeln ein-

treten 
- die von der Rechtsordnung legitimierten politischen und sozialen Beteili-

gungsmöglichkeiten wahrnehmen 
- Tendenzen zu Anpassung bzw. Widerstand nicht unkritisch nachgeben 
- Machtmißbrauch mit legalen Mitteln entgegentreten 
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Leltzlel 2 
Fähigkeit und Bereitschaft, Werte und Normen - einschließlich der Rechts-
normen - zu analysieren, ihre Funktionen für den einzelnen wie für das 
Zusammenleben zu verstehen, die eigene normative Orientierung zu über-
prüfen und für Schutz bzw. Einhaltung grundlegender Werte und Normen 
einzutreten 

Lernziele 
- politische, soziale, wirtschaftliche Ordnungen, Entscheidungen und Ver-

haltensweisen hinsichtlich der ihnen zugrunde liegenden Werte und Nor-
men untersuchen 
Kenntnisse grundlegender Verfassungs- und Rechtsnormen erwerben 
Funktionen von Normen für das Verhalten In der Gesellschaft erfassen 

- den Verbindlichkeitsgrad von Normen bestimmen und unterschiedliche 
Interpretationen von Normen analysieren 

- Grundwerte der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland verstehen und mit anderen Wertorientie-
rungen vergleichen 
politisches Verhalten nach Legalität und Legitimität beurteilen 

- Wertsetzungen auf ihre Herkunft und ihre Begründung hin untersuchen 
- prüfen, inwieweit Werte und Normen in der politischen Wirklichkeit 

Beachtung finden 
- eigene Einstellungen und Wertmaßstäbe auf ihre Entstehung und Wir-

kung hin betrachten 

- sich mit Leitbildern politischen und sozialen Handelns auseinanderset-
zen 

- eigene Maßstäbe für das Verhalten aufstellen, sie argumentativ verteidi-
gen und ihre Folgen beachten 

- legalen Anforderungen, selbst wenn sie subjektiv krltikwürdig erschei-
nen, entsprechen und mögliche Spannungen aushalten 

- sich für die Veränderung eigener Einstellungen und Verhaltensweisen 
offenhalten 

- für begründeten Normwandel im Rahmen unserer Rechtsordnung eintre-
ten 

- für den Schutz von Menschenrechten sowie für die Einhaltung grundle-
gender Verfassungs- und Rechtsnormen der Bundesrepublik Deutsch-
land eintreten 
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Leltzlel 3 
Fähigkeit und Bereitschaft, sich mit kontroversen Positionen in Politik, 
Gesellschaft und Wirtschaft auseinanderzusetzen, sich nach Prüfung von 
Alternativen begründet zu entscheiden und die eigene Entscheidung argu-
mentativ zu vertreten 

Lernziele 
- bei gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politischen Zielsetzungen und 

Entscheidungen nach Alternativen fragen 
- Kenntnisse Ober konkurrierende Auffassungen erwerben 
- gegenwärtige Verhältnisse auf frohere Entscheidungen zurOckfOhren · 

und die ausgeschlossenen Möglichkeiten erkennen 

- unterschiedliche Zielvorstellungen oder Maßnahmen zur Lösung eines 
Problems miteinander vergleichen, sie gegeneinander abwägen und sich 
begründet entscheiden 

- Andersdenkende nicht diskriminieren, sondern sich mit ihnen auseinan-
dersetzen 

- die Meinungen Andersdenkender tolerieren bzw. ihnen mit zulässigen 
Mitteln entgegentreten 

- an der eigenen, nach sorgfältiger Prüfung fOr richtig erachteten Position 
festhalten und for sie eintreten 
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Leitziel 4 
Fähigkeit und Bereitschaft, politische, soziale und wirtschaftliche zusam-
menhänge zu erfassen, geschichtliche und geographische Bedingungen 
und Wirkungen von Entscheidungen zu erkennen und bei der Urteilsbildung 
zu berücksichtigen 

Lernziele 
- politische, soziale und wirtschaftliche Erscheinungen nicht isoliert 

betrachten, sondern in Funktionszusammenhängen sehen 
- politische, soziale und wirtschaftliche Gegebenheiten und Entscheidun-

gen in Hinblick auf ihre historischen Ursachen und_ Bedingungen analy-
sieren 

- Konzeptionen und Maßnahmen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
auf ihre Abhängigkeit von geographischen Gegebenheiten und ihren Ein-
fluß auf Natur und Umwelt hin untersuchen 

- zusammenhänge zwischen beabsichtigten Wirkungen und möglichen 
Nebenwirkungen von Entscheidu!"'gen aufdecken 

Entscheidungen, Handlungen und Auffassungen in Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft nach ihren Abhängigkeiten und Wechselbeziehungen be-
urteilen 

- Folgen historischer und gegenwärtiger Entscheidungen - auch hin-
sichtlich ihrer Reichweite - einschätzen und bewerten 

- Auswirkungen geographischer Gegebenheiten auf politische, soziale 
und wirtschaftliche Entwicklungen und Entscheidungen beurteilen 

- einseitigen Deutungen politischer, sozialer und wirtschaftlicher Ent-
scheidungen mißtrauen und verkürzenden Erklärungen nachspüren 

- sich um ein durchdachtes Urteil bemühen, zugleich jedoch Grenzen der 
eigenen Sachkompetenz bei bestimmten politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Fragen erkennen 
Interdependenzen von politischen, sozialen, wirtschaftlichen Vorgängen 
unter Einschluß von historischen Entwicklungen und geographischen 
Gegebenheiten bei der Urteilsbildung berücksichtigen 

- sich mit kurzschrittigen Lösungen nicht zufriedengeben, sondern sich 
um politisches Denken in größeren zeitlichen Dimensionen bemühen 
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Leitziel 5 
Fähigkeit und Bereitschaft, Positionen zu politischen, sozialen und wirt· 
schaftlichen Fragen hinsichtlich der mit ihnen verbundenen Interessen zu 
untersuchen und zu beurteilen, eigene Interessen und Interessen anderer 
gegeneinander abzuwägen sowie Wege der Interessendurchsetzung und 
des Interessenausgleichs zu prüfen und zu nutzen 

Lernziele 
- politische, soziale, wirtschaftliche Auffassungen und Entscheidungen 

im Hinblick auf erklärte oder verdeckte Interessen untersuchen 
- eigene Interessen und Rechte erkennen und begründen 
- eigene Interessen auf Gruppeninteressen beziehen und analysieren, 

inwieweit sie bei Zusammenschluß mit anderen erfolgreich durchgesetzt 
werden können 

- gesetzliche Regelungen sowie Strategien und Taktiken kennen, mit 
deren Hilfe Interessen zur Geltung gebracht werden 

- Möglichkeiten und Grenzen politischer Beteiligung kennen 
- mögliche Benachteiligung politischer und sozialer Gruppen bei der Inter-

essenartikulation untersuchen 

- Interessen anderer gegen eigene abwägen 
- beurteilen, ob und inwieweit gesellschaftliche Interessen Ober private 

gestellt werden müssen 
- prüfen, in welchem Maße Lebenschancen zukünftiger Generationen mit 

gegenwärtigen Ansprüchen kollidieren 
- unterschiedliche Mittel und Wege zur Interessendurchsetzung hinsicht-

lich ihrer Rechtmäßigkeit und Wirksamkeit beurteilen 
- Institutionen danach beurteilen, inwieweit sie dem Bürger Chancen zur 

Einflußnahme bieten 
- Parteien und Verbände danach beurteilen, in welchem Maße sie ihren 

Mitgliedern nach demokratischen Regeln Mitbestimmung ermöglichen 
- Mitbestimmungsmöglichkeiten in Wirtschaftsunternehmen und im 

öffentlichen Dienst einschätzen 

- eigene Interessen und Rechte vertreten, Partei ergreifen und sich durch 
Widerstände nicht entmutigen lassen 

- die mit dem Repräsentativsystem gegebenen Grenzen der Durchsetzung 
eigener Interessen respektieren 

- berechtigte Interessen und Rechte anderer - auch zukünftiger Genera-
tionen - anerkennen, gegebenenfalls zum Verzicht auf eigene Ansprü-
che bereit sein 

- sich für sozial oder politisch Benachteiligte einsetzen 
- Möglichkeiten politischer Beteiligung nutzen und gegebenenfalls für 

deren Erweiterung eintreten 
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Leitziel 6 
Fähigkeit und Bereitschaft, politische, soziale und wirtschaftliche Konflikte 
zu analysieren und zu beurteilen sowie sich an ihrer Regelung zu beteiligen 

Lernziele 
- lernen, daß in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ständig Konflikte auf-

treten, die eine Regelung erfordern 
- erkennen, daß Maximallösungen sich in den wenigsten Konfliktfällen 

verwirklichen lassen und daß daher Kompromisse gesucht werden müs-
sen 

- rechtlich gesicherte Konfliktregelung im innerstaatlichen Bereich und 
spezifische Eigenarten internationaler Konfliktregelung unterscheiden 

- innerstaatliche und internationale Konflikte auf ihre Ursachen, Bedin-
gungen und Folgen hin untersuchen 

- Interessen, Strategien und Taktiken der jeweils anderen Seite bei der 
Konfliktregelung analysieren und in die eigenen Überlegungen einbezie-
hen 

- unterschiedliche Arten der Konfliktregelung reflektieren 
- Formen der Konfliktregelung auf Legalität, Angemessenheit der Mittel 

und auf mögliche Folgen hin bewerten 
- Möglichkeiten der innerstaatlichen und internationalen Konfliktregelung 

unter dem Aspekt der Sicherung von Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit 
beurteilen 

- unterschiedliche Auffassungen von Frieden und ihre politischen Implika-
tionen einschätzen 

- friedliche Formen der Konfliktaustragung suchen 
- kompromißbereit sein 
- bei der Austragung von Konflikten Druck und mögliche Nachteile aushal-

ten 
- tar Völkerverständigung eintreten 
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Leitziel 7 
Fähigkeit und Bereitschaft, mit Informationen - insbesondere soweit sie 
durch Massenmedien verbreitet werden - kritisch umzugehen und sich am 
Prozeß der Meinungsbildung mit eigenem Standpunkt zu beteiligen 

Lernziele 
- rechtliche Grundlagen der Informationsverbreitung erfassen 
- Techniken der Informationsbeschaffung und ·Verarbeitung analysieren 
- Informationen und Meinungsäußerungen auf die mit ihnen verbundenen 

Absichten und Wertvorstellungen hin untersuchen 
- Mittel der politischen Beeinflussung kennenlernen 

- Informationen auf ihren Wahrheitsgehalt hin prüfen 
- feststellen, inwieweit Medien der Wahrheits· und Sorgfaltspflicht genO· 

gen 
- prüfen, in welchem Maße und in welcher Weise Informationsfreiheit und 

Meinungsvielfalt verwirklicht sind 
- Techniken der Informationsvermittlung und ihre Wirkungen beurteilen 
- den jeweiligen Informationsgehalt von Nachricht und Kommentar Ober· 

prüfen 

- sich selbständig und fortlaufend mit Hilfe von Zeitungen, Rundfunk und 
Fernsehen Ober politisches Geschehen informieren 

- unterschiedliche politische Meinungen zur Kenntnis nehmen und sich 
mit ihnen auseinandersetzen 

- sich an der politischen Meinungsbildung entsprechend den Gegebenhei· 
ten aktiv beteiligen 

- manipulierende Tendenzen in der Übermittlung von Informationen beach· 
ten und sich bemühen, ihnen entgegenzutreten 
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Leitziel 8 
Fähigkeit und Bereitschaft, Auffassungen und Theorien, die sich in Politik 
und Gesellschaft auswirken, auf Prämissen, auf Ideologien und auf Vorur-
teile hin zu untersuchen und sich um Distanz gegenüber voreingenomme-
nem Denken zu bemühen 

Lernziele 
- Auffassungen und Theorien auf ihre Prämissen hin untersuchen 
- Aussagen ideologiekritisch analysieren und auf ihren Realitätsgehalt hin 

prüfen 
- Kenntnisse Ober unterschiedliche Ideologiebegriffe erwerben 
- unterschiedliche Ansätze zur Erklärung von Vorurteilen kennen 
- politische, soziale und psychische Voraussetzungen für vorurteilsbehaf-

tetes und für ideologisches Denken ermitteln 
- Funktionen von Vorurteilen bzw. ideologischem Denken unterscheiden 

(Harmonisierung, Verschleierung, Ablenkung, Rechtfertigung, Herr-
scha.ftsstabilisierung, Sündenbockfunktion, Religionsersatz usw.) 

- Interessenbindung, Zeitbedingtheit und Einseitigkeit von Auffassungen 
und Theorien einschätzen 

- die Wirksamkeit von Vorurteilen und ideologischer Beeinflussung unter-
suchen und bewerten 

- ideologisch bedingte Frageverbote aufspüren 
- zwischen begründeter Werthaltung und ideologischem Denken unter-

scheiden 

- sich der Einflüsse, denen man bei der Urteilsbildung unterliegt, ein-
schließlich der ideologischen Bindungen, bewußt werden 

- sich neuen, auch unbequemen Informationen und Einsichten öffnen 
- Voreinstellungen wahrnehmen und einseitige Denkmuster Oberwinden 
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2.2 Methodische Fähigkeiten und Fertigkeiten 

Als eine wesentliche Voraussetzung selbständiger politischer Urteilsbil· 
dung müssen die Schüler fachspezifische methodische Fähigkeiten und 
Fertigkeiten erwerben. Hierzu hat bereits der Sozialkundeunterricht einen 
Beitrag geleistet, auf dem aufgebaut werden kann. 
Die methodischen Fähigkeiten und Fertigkeiten werden bei der Erarbeitung 
der Unterrichtsinhalte durch Anwenden und Üben vermittelt. Darüber hin-
aus ist es erforderlich, Arbeitsschritte in ihrer Funktion hin und wieder 
gezielt bewußt zu machen und zu erörtern. 
Die Schüler entwickeln diese Fähigkeiten und Fertigkeiten sowohl in den 
Grundkursen als auch in den Leistungskursen. Die Unterschiede zwischen 
beiden Kurstypen sind in dieser Hinsicht gradueller Art (vgl. S. 62). 

1. Techniken der lnformatlonsbeschaffung 
- Rundfunk und Fernsehen nutzen 
- regelmäßig Zeitung - ggf. Zeitschriften - lesen, Artikel sammeln und 

vergleichen 
- Lexika, Handbücher usw. benutzen 
- Bibliotheken, Archive usw. nutzen 
- bei Parteien, Verbänden, Behörden usw. Material beschaffen 
- Experten befragen (Interviews) 
- Versammlungen, Sitzungen usw. besuchen 

2. Fähigkeiten und Fertigkelten bei der Auswertung von Materialien 
(in erster Linie von Texten, aber auch von Statistiken, Bildern, Filmen, Plaka· 
ten, Karikaturen, Karten u.a.) 
Belsplel: Textarbeit 
- äußere und innere Quellenkritik: 

Beachten von Ort, Datum, Sprech- bzw. Schreibanlaß, historisch-politi· 
schem Zusammenhang, Adressatenkreis, Art des Textes, Kürzungen, 
biographtschem Hintergrund und politischer Bedeutung des Autors, Aus-
sageabsicht u. a. m. 

- Textanalyse: 
Ermitteln von Hauptthesen, Argumentationsgang (Thesen, logische Ver-
knüpfungen, Schlußfolgerungen, Begründungen, Belege, Auslassungen), 
Merkmalen der politischen Sprache (Wortwahl, Metaphern, Stilmittel), 
Grundannahmen und Positionen; Befragen des Textes mit Hilfe von poli-
tischen Kategorien 

- Beurteilung: 
Vergleichen der im Text zum Ausdruck gebrachten Positionen mit ande· · 
ren, Bedenken von Gegenargumenten und Konsequenzen und Einordnen 
in zusammenhänge, Begründen der eigenen Stellungnahme (ggf. Darle· 
gen der Wertmaßstäbe) 



3. Kommunikative Fähigkeiten 
- Formen des Gesprächs im Unterricht bzw. in der Kleingruppe beherr-

schen (Unterrichtsgespräch, Diskussion, Debatte, Podiomsgespräch) 
- demokratische Verfahrensregeln kennen und anwenden (Diskussionslei-

tung, Geschäftsordnungen) 
- gemeinsame Arbeitsvorhaben planen und einzelne Schritte festlegen 
- politische Sachverhalte selbständig darstellen (Protokoll, Skizze, Schau-

bild, Referat u. ä. anfertigen) 
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3 Unterrichtsinhalte 

3.1 Vorstufe 

FOr den Gemeinschaftskundeunterricht der Vorstufe sind die beiden folgen-
den Themen verbindlich: 
1. Einführung in die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 

(1. Halbjahr) 
2. Die Deutsche Frage (2. Halbjahr).1) 

1. Einführung In die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
Die Schüler werden in Grundfragen der Wirtschaftsordnung eingeführt und 
ferner mit ausgewählten Aspekten der Wirtschaftspolitik vertraut gemacht. 
Sie sollen einige für sie wesentliche Einsichten in wirtschaftliche Struktu-
ren und Prozesse erwerben, in die sie eingebunden sind. Diese können 
durch Kurse in der Kursstufe erweitert und vertieft werden. Ein Vergleich mit 
anderen Wirtschaftssystemen ist in dieser Einführung noch nicht vorgese-
hen. 
Die Schüler lernen in Ausschnitten die soziale Marktwirtschaft - ihre Struk-
turmerkmale (Eigentumsordnung, Tarifautonomie) und Funktionsmechanis-
men (Preisbildung), Konjunkturschwankungen und die Einflußnahme des 
Staates auf den Wirtschaftsprozeß - kennen und gelangen zu einer ersten 
Einschätzung einiger wesentlicher Aspekte des Wirtschaftssystems. 
Um das Wirtschaftsgeschehen, das ihnen vor allem durch die Medien ver-
mittelt wird, verfolgen zu können, müssen die Schüler insbesondere auch 
mit einer Reihe volkswirtschaftlicher Grundtatbestände - wie Kaufkraft, 
Investitionen, Wachstum, Arbeitslosenquote - bekanntgemacht werden. 

Nach Möglichkeit sollte der Unterricht an die Erfahrungsbereiche der Schü-
ler anknüpfen und bei ihrer Rolle im Wirtschaftsprozeß, z. B. als Verbrau-
cher, Sparer, Praktikant, künftiger Arbeitnehmer ansetzen. 
Ein in Klasse 11 durchgeführtes Betriebspraktikum läßt sich mit seiner Vor-
bereitung und Auswertung in das Halbjahresprogramm einbetten (vgl. die 
inhaltlichen Bezüge zu den Gliederungspunkten ,Arbeitnehmer' und ,Unter-
nehmen'). 
Die im folgenden aufgeführten Inhalte sind verbindlich. Wird ein Betriebs-
praktikum durchgeführt, entfällt der Gliederungspunkt ,Konjunkturbewe-
gungen und Konjunkturbeeinflussung'. 

') In Ausnahmefällen, Ober die die Fachkonferenz entscheidet, kann von der vorgesehenen Rei-
henfolge abgewichen werden. Far die Schaler des Fachgymnasiums wird Gemeinschaftskunde 
In der Vorstufe ausschließlich Im 2. Halbjahr erteilt. Far sie Ist das Thema .Einführung In die 
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland" nicht verbindlich. Weitere Unterrichtsin-
halte far dieses Halbjahr legt die Fachkonferenz Im Vorgriff auf die Kursstufe aus dem Lern-
feld 1 fest. 
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Inhalte 
- Wirtschaftssubjekt ,Private Haushalte': 

a) Konsumentenrolle: Konsumfreiheit; Verbraucherverhalten (Knappheit 
der Ressourcen und der Zwang zur Planung der Bedürfnisbefriedi· 
gung) 

b) Arbeitnehmerrolle: freier Arbeitsmarkt, Tarifvertrag und arbeitsrechtli· 
ehe Bestimmungen (Tariflohn, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 
Kündigungsschutz, Urlaub) 

- Wirtschaftssubjekt ,Unternehmen': 
a) Produktions- und Investitionsentscheidungen (Einsatz der Produk-

tionsfaktoren und Wertschöpfung) 
b) Zielvorstellungen und Handlungsmaximen 
Markt: Preisbildung im Marktmodell und in der Marktwirklichkeit; Markt-
formen; ordnungspolitische Maßnahmen des Staates bei Kartellen und 
Fusionen 
Konjunkturbewegungen und Konjunkturbeeinflussung (in Auswahl und 
in vereinfachter Form): 
Gründe für Konjunkturbewegungen; ausgewählte Ziele der Konjunktur-
politik (Geldwertstabilität, hohe Beschäftigung, Wachstum); Konjunktur-
beeinflussung durch Fiskal- und Geldpolitik 

2. Die Deutsche Frage 
Die Beschäftigung mit dem Thema ,Die Deutsche Frage' soll dazu beitra-
gen, „das Bewußtsein von der Einheit der deutschen Nation und ihrem 
Anspruch auf Selbstbestimmung in Frieden und Freiheit in der Jugend 
wachzuhalten".1) 

Unter diesem Thema sollen Fragen der politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Gegebenheiten in der DDR, der Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland und der Situation Berlins erörtert werden. Nach 
dem Kenntnisstand und dem Interesse der Schüler - ggf. im Zusammen-
hang mit einer geplanten Studienfahrt in die DDR oder nach Berlin - setzt 
der Lehrer Schwerpunkte und trifft aus den unten aufgeführten Inhalten 
eine Auswahl. 
Das Ziel, den Schülern die Zusammengehörigkeit der Deutschen einsichtig 
zu machen, läßt sich kaum durch abstrakte Erörterungen erreichen; zweck-
dienlicher ist es, wenn die Schüler Ausschnitte aus dem Alltag der Men-
schen in der DDR betrachten, die ihnen grundlegende Einblicke in das 
gesellschaftliche und politische System bieten. Auf die Vermittlung wesent-
licher ideologischer Grundlagen des Herrschaftssystems darf nicht verzich-
tet werden, wenngleich dies nicht mehr als eine Einführung sein kann. 

1) KMK·Empfehlung ,Die Deutsche Frage Im Unterricht' (Erlaß d. MK v. 21. 12. 1978, SVBI 1979, 
S.40ff.) 
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Bei der Einschätzung der Verhältnisse in der DDR sollten das Selbstver-
ständnis des sozialistischen Staates sowie die Einstellungen und Erwartun-
gen der Bevölkerung in der DDR zur Sprache kommen und eine Bewertung 
anhand der Maßstäbe des Grundgesetzes erfolgen. 

Inhalte 
- ideologische Grundlagen der politischen Herrschaft in der DDR: Sozialis-

mus und Kommunismus in der marxistischen Geschichtsauffassung, ge-
sellschaftliches Eigentum an den Produktionsmitteln, sozialistisches 
Kollektiv, Klassenstandpunkt, Demokratiebegriff, Lehre von der Partei 

- das politische und wirtschaftliche System der DDR: Rolle der SED und 
ihre Organisation, Staatsorgane und politische Willensbildung ein· 
schließlich der Wahlen, Massenorganisationen; planwirtschaftliche 
Organisation von landwirtschaftlicher und gewerblicher Produktion, kol-
lektive Produktionsformen 

- Lebensverhältnisse in der DDR: Wohnen, Erziehung, Berufswahl und 
Arbeit, Wehrpflicht, Konsum, Freizeit, soziale Sicherung, Kirchen 

- Grundlagen und Entwicklungen der innerdeutschen Beziehungen nach 
dem Grundlagenvertrag: Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes, 
Vorbehaltsrechte der vier Siegermächte für Deutschland als Ganzes, Ein· 
flüsse der Weltmächte auf die Deutschlandpolitik, unterschiedliche 
Nationenbegriffe in der Bundesrepublik Deutschland und in der DDR, 
Staatsbürgerschaft und völkerrechtlicher Status der beiden deutschen 
Staaten in unterschiedlicher Deutung, innerdeutsche Wirtschaftsbezie-
hungen, kulturelle Beziehungen, Post- und Besucherverkehr, Übersied-
lungen, ZusammengehörigkeitsbewuBtsein der Deutschen in Ost und 
West, Forderung nach Verwirklichung der Menschenrechte, Politik des 
friedlichen Interessenausgleichs, Chance zur Wiedervereinigung in einer 
europäischen Friedensordnung 

- die Situation Berlins nach dem Viermächteabkommen: Viermächtever-
antwortung und alliierte Vorbehaltsrechte, Garantie der NATO für die 
Sicherheit Berlins (West), Bindung der Westsektoren an die Bundesrepu-
blik Deutschland, der Status von Berlin (Ost) in unterschiedlicher Sicht, 
Transitabkommen, die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt, soziale 
Verhältnisse in Berlin (West), Berlin-Hilfen 
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3.2 Kursstufe 

Für den Gemeinschaftskundeunterricht der Kursstufe sind Unterrichtsinhal-
te aus den folgenden fünf Lernfeldern vorgesehen: 
1 Das polltlsche System der Bundesrepublik Deutschland 
11 Gesellschaft 
III Wirtschaft 
IV Marxistisch-leninistische Herrschaftssysteme 
V Internationale Beziehungen. 
Die Lernfelder entsprechen in ihrer äußeren und inneren Gliederung zum 
Teil der Systematik der Politikwissenschaft; sie enthalten Inhalte aus allen 
ihren Fachgebieten. Vorrangig markieren sie jedoch problembezogene 
inhaltliche Schwerpunkte, die für die politische Grundbildung der Schüler in 
der gymnasialen Oberstufe von besonderer Bedeutung sind. 
Die Lernfelder 1-111 beziehen sich vornehmlich auf die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland, d. h. auf den sozialen und politischen Raum, 
in dem sich der Heranwachsende an Entscheidungen beteiligen kann und 
Ober de·n er gründlich orientiert sein muß. Die Lernfelder IV und V sprechen 
dagegen Fragen der internationalen Politik an. Es sind Fragen, die den Bür-
ger in der Bundesrepublik Deutschland in hohem Maße betreffen und denen 
er verantwortungsbewußt begegnen sollte. 
Bei den im folgenden aufgetohrten Inhalten handelt es sich zum einen um 
Aspekte politischer, sozialer und wirtschaftlicher Realität (A), zum anderen 
um Theorien zur Erklärung und Deutung von Erscheinungen in Politik, 
Gesellschaft und Wirtschaft (B). Sie sind in den Lernfeldern gesondert und 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit aufgelistet; im Unterricht müssen sie 
unter Problembezogen verbunden werden. 
Für die Inhalte der Grund- und Leistungskurse ist aus den Vorgaben, die den 
Rahmen verbindlich setzen, eine Auswahl zu treffen. 
Das Programm eines Halbjahreskurses soll mehrere - In der Regel zwei bis 
vier, Im Lernfeld V ein bis zwei - der unter (A) aufgeführten, durch arabl· 
sehe Ziffern gekennzeichneten Teilbereiche aufnehmen. Die Anzahl richtet 
sich nach der Bedeutung und dem Umfang der ausgewählten Teilbereiche. 
Es wird nicht immer möglich sein, alle zu einem Teill:!ereich angegebenen 
inhaltlichen Hinweise zu behandeln. Gegebenenfalls müssen einzelne 
Sachaspekte ergänzt werden. Dies wird besonders dann der Fall sein, wenn 
sich Vergleiche oder historische Betrachtungen anbieten. 
Die unter (B) aufgetohrten Erklärungsansätze sind nach Bedarf einzubezie-
hen. 
Jeder Halbjahrskurs kann Inhalte aus verschiedenen Lernfeldern berück-
sichtigen; er muß jedoch einen deutlichen Schwerpunkt in einem Lernfeld 
haben. 
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Die Fachkonferenz trifft Absprachen Ober die Kursschwerpunkte und die 
Abfolge der Kursthemen.1) Im Rahmen dieser Vorgaben entwirft der Lehrer 
sein Kursprogramm. 

Es gelten folgende Auflagen: 
- Das Lernfeld l Ist als Kursschwerpunkt verblndllch. 
- Für Schüler, die Gemeinschaftskunde als Prüfungsfach haben, gllt, daß 

jeder weitere Kurs seinen Schwerpunkt In einem weiteren Lernfeld hat, 
so daß In einer Kursfolge vier der fünf Lernfelder schwerpunktmäßig 
berücksichtigt werden. 

- Für Schüler, die ledlgllch Ihre Belegungsverpflichtungen (zwei Kurse) In . 
Gemeinschaftskunde erfüllen, muß der weitere Kurs seinen Schwerpunkt 
entweder Im Lernfeld IV oder Im Lernfeld V haben. 

') Die Kursangebote In Gemeinschaftskunde, Geschichte und Erdkunde sind aufeinander abzu· 
stimmen; fOr Fachgymnasien Ist eine zusätzliche Abstimmung mit den Fächern Wlrtschaftsleh· 
re des Haushaltes, Betriebslehre der Landwirtschaft, Arbeits· und Betriebslehre, Betriebs· und 
Volkswirtschaftslehre erforderlich. 
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3.2.1 Lernfeld 1: Das politische System der Bundesrepublik Deutschland 
Im Rahmen des Lernfeldes 1 soll das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland in den grundlegenden Verfassungsstrukturen und Willensbil-
dungsprozessen erarbeitet werden. Der Gemeinschaftskundeunterricht 
führt bei dieser Thematik durch vertiefende Betrachtung und Erschließung 
von zusammenhängen über das im Sekundarbereich 1 vornehmlich im Fach 
Sozialkunde erworbene Wissen zum Regierungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland hinaus. 
Er vermittelt gründliche Kenntnisse Ober die Verfassungsordnung der Bun-
desrepublik Deutschland als den rechtlichen Rahmen, in dem sich politi-
sches Handeln und Entscheiden im staatlichen wie im verstaatlichen 
Bereich vollziehen. Hierzu gehören Kenntnisse Ober die Prinzipien der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung, die Verteilung der staatlichen • 
Aufgaben und Zuständigkeiten auf die Verfassungsorgane, die Art und Wei-
se staatlicher Machtausübung sowie Ober Rechte, Pflichten und politische 
Einflußmöglichkeiten des Bürgers. 
Der Schüler soll sich mit den Grundgedanken demokratischer Repräsen-
tation und Partizipation und ihrer Ausgestaltung im Grundgesetz auseinan-
dersetzen. Er soll erkennen, was Rechts- und Sozialstaatlichkeit bedeuten 
und wie der soziale Rechtsstaat in der Bundesrepublik Deutschland verwirk-
licht ist. Ebenso soll er die Bundesstaatlichkeit in ihren vielfältigen Bezügen 
verstehen. 
Bei der Beurteilung eines politischen Systems hat die Frage nach der Frei-
heit des Bürgers besonderen Rang. Freiheit wird für ihn durch Schutz vor 
Übergriffen - von staatlicher oder nichtstaatlicher Seite - gewährleistet, 
ferner durch politische Kontroll- und Beteiligungsrechte. Darüber hinaus 
können gesetzliche Regelungen, die die Autonomie von einzelnen Bürgern, 
Gruppen und Institutionen stärken - hierzu zählen auch staatliche Sozial-
leistungen - , als freiheitsstiftend angesehen werden. Mit der Freiheitsga-
rantie ist notwendig eine Begrenzung der Freiheit verbunden gemäß dem 
naturrechtlichen Grundsatz, daß die Freiheit des einen mit der Freiheit 
eines jeden anderen gemeinsam bestehen muß. Diese Grenzziehung ist ein 
grundlegendes politisches Problem, das in allen Teilbereichen des Systems 
anzutreffen ist und im Unterricht intensiv erörtert werden muß. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Beurteilung sollte die Frage sein, in welchem 
Maße das politische System seine Funktionen erfüllt: z. B. innere Ordnung 
aufrechterhalten, äußere Sicherheit gewährleisten, Dienstleistungen erbrin-
gen, sozialen Ausgleich stiften, Entscheidungen für die Zukunft herbeifüh-
ren. In diesem Zusammenhang ist auch zu prüfen, wie stabil und wand-
lungsfähig das System ist und ob es genügend Zustimmung von seiten der 
Bürger findet. Gerade diese Aspekte sind für junge Menschen von besonde-
rem Interesse. 
Für die Einschätzung der politischen Ordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land ist darüber hinaus ein Vergleich mit verwandten, aber auch mit grund-
legend anderen Ordnungen aus der Gegenwart wie aus der Vergangenheit 
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wertvoll; er führt die Schüler zu besserem Verständnis und zu differenzierte-
rem Urteil. Ferner sollen Reformvorschläge erörtert werden, die sich auf Tei-
le des politischen Systems (z. B. Parlament, Wahlsystem, politischer Ein-
fluß des Bürgers, Parteien, Medien) beziehen; an ihnen lassen sich politi-
sche Streitfragen und Neubewertungen einzelner Aspekte unserer Ordnung 
erfassen und klären. 
Staatliche Organe, Institutionen und Willensbildungsprozesse sollen mög-
lichst wirklichkeitsnah und anschaulich dargeboten und analysiert werden. 
Fachliche Fragestellungen und Aussagen, die auf sie anzuwenden sind, die-
nen der Erhellung der politischen Verhältnisse für den heranwachsenden 
Bürger; sie stellen sich nicht aus fachwissenschaftlichem Interesse. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
1. Grundrechte 
- theoretische Begründung und historische Entwicklung der Grundrechte 
- Arten der Grundrechte 
- die Bedeutung der Grundrechte für den Bürger: Abwehrrechte gegen den 

Staat, Teilhaberechte; Bindung von Gesetzgebung, vollziehender Gewalt 
und Rechtsprechung an Grundrechte; mittelbare Drittwirkung der Grund-
rechte 

- Grundpflichten 
- Einklagbarkeit der Grundrechte beim Bundesverfassungsgericht; ihre 

Interpretation durch das Verfassungsgericht 
- Spannungsverhältnisse zwischen einzelnen Grundrechten 
- zulässige Einschränkung von Grundrechten durch Notstandsverfassung 

und allgemeine Gesetze auf der Grundlage des Gesetzesvorbehalts 
- Datenschutz nach Maßgabe der Grundrechte 

2. Rechtsordnung und Rechtsprechung 
- Merkmale des demokratischen Rechtsstaates (Garantie der Grundrech-

te, Volkssouveränität und Volksrepräsentation, Gewaltenteilung und 
-verschränkung, Bindung staatlicher Gewalt an Ge.setz und Recht, Unab-
hängigkeit der Gerichte, Rechtsweggarantie) und seine Bedeutung für 
den Bürger 

- Idee und Entstehung des Rechtsstaates 
- Setzung und Weiterentwicklung von Rechtsnormen durch parlamentari-

sche Entscheidungen (sog. Demokratiegebot) 
- Gesetzesflut 
- das Bundesverfassungsgericht: Aufgaben, Verfahren, Zusammenset-

zung, Berufung der Richter 
- Organe der Rechtspflege und Instanzen der verschiedenen Gerichtsbar-

keiten 
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- Prozeß: Verfahren, Dauer, Kosten 
- Prinzipien und Handhabung des Strafvollzugs 
- Jugendrecht 

3. Organisation der Interessen und der politischen Beteiligung 

a) Parteien 
- Funktionen und rechtliche Grundlagen des Wirkens der Parteien 
- geschichtliche Entwicklung der Parteien 
- Parteiensystem - Entwicklung und Bedeutung 
- Parteiprogramme und ihr Wandel 
- Typen von Parteien 
- Soziologie der Parteien 
- Organisation von Parteien und innerparteiliche Willensbildung (innerpar-

teiliche Demokratie) 
- Parteienfinanzierung 
- Parteienpluralismus als Merkmal der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung; Chancengleichheit von Parteien in der politischen Wirk-
lichkeit 

- Ausformung des Parteienstaates 
- Einstellung der Bevölkerung zu den Parteien 
- Parteienverbot 
b) Bürgerbewegungen 
- Demokratieverständnis; Kritik an der repräsentativen Demokratie, am 

Parteien- und Verbändestaat 
- Unterschiede zwischen Bürgerbewegungen und Parteien (Funktionen, 

Ziele und Organisationsstrukturen) 
- Spannungen zwischen partikularen Interessen und Gemeinwohl 
- Aktionsbereiche und Aktionsbündnisse von Bürgerinitiativen 
- Formen der politischen Einflußnahme und Durchsetzungschancen von 

Bürgerbewegungen im außerparlamentarischen Bereich 
- Vereinbarkeit von Bürgerbewegungen und parlamentarischem System 
c) Verbände 
- Unterschiede zwischen Parteien und Verbänden 
- Arten und Aufgaben von Verbänden 
- Vereinigungsfreiheit 
- Aufbau der Verbände und innerverbandliche Demokratie 
- politische Mitwirkungsmöglichkeiten; Adressaten der Verbandspolitik 
- Mittel der Verbandspolitik 
- Organisationsgrad 
- Faktoren des politischen Einflusses von Verbänden (z. B. Finanzkraft; 
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Mitgliederzahl; Ansehen; Zugehörigkeit von Verbandsmitgliedern zu Par-
teien, Parlamenten etc.); die Macht der Verbände 

- nichtorganisierte Interessen 
d) Kirchen 
- rechtliche Grundlagen der politischen Einflußnahme der Kirchen 
- Bereiche des kirchlichen Einflusses in der Politik 
- Gewicht des politischen Einflusses 

4. Wahlen 
- Funktionen von Wahlen 
- Wahlrecht: Wahlrechtsgrundsätze; Wahlsysteme; Kommunal-, Landtags: 

und Bundestagswahlrecht; Sperrklausel; Auszählverfahren 
- Kandidatenaufstellung 
- Wählerinitiativen 
- Bedeutung der Meinungsforschung für den Wahlkampf; Strategien und 

Formen des Wahlkampfes 
- Wahlkampffinanzierung 
- Wahlbeteiligung und Herrschaftslegitimation 
- Analyse von Wahlergebnissen 
- Reformvorschläge zum Wahlrecht 

5. Struktur des Regierungssystems und Willensbildung In den Verfassungs-
organen 

- Volkssouveränität; Partizipation und plebiszitäre Willensbildung in der 
repräsentativen Demokratie 

- der Deutsche Bundestag; Aufgaben und Rechte im Zusammenhang mit 
den Funktionen eines Parlaments; Zusammenwirken mit anderen Verfas-
sungsorganen; soziale Zusammensetzung; Organisation und Arbeitswei-
sen; Parlamentsreform 

- der Bundestagsabgeordnete: sein Mandat (freies versus imperatives 
Mandat, Rotation); Immunität; Fraktionsdisziplin; Fraktionswechsel; Ver-
bandsmitgliedschaft; Einkommen und Aufwandsentschädigung 

- Bundesstaatlichkeit: Bundesstaat in Abgrenzung zum Zentralstaat und 
zum Staatenbund: Ursachen und Gründe für den Föderalismus in der 
Bundesrepublik Deutschland; die verfassungsrechtliche Stellung der 
Bundesländer, der besondere Status Berlins; Abgrenzung der Aufgaben 
und Rechte von Bund und Ländern; Verfahren der politischen Einflußnah-
me der Länder auf die Bundespolitik 

- der Bundesrat: Zusammensetzung; Stimmrecht; Aufgaben und Rechte; 
Formen der Beteiligung an der Gesetzgebung; verfassungsrechtliche 
Stellung des Bundesrats (föderative Komponente oder Gegenparlament) 
und seine Instrumentalisierung im Parteienstaat 
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- die Bundesregierung: Funktionen und Rechte; Zusammenwirken mit 
anderen Verfassungsorganen; die Stellung des Bundeskanzlers und der 
Bundesminister; Regierungsbildung und Willensbildungsprozesse in 
Koal itionsreg ieru ngen 

- Gewaltenteilung: das klassische Gewaltenteilungsprinzip und seine 
Begründung; Gewaltenteilung/Gewaltenverschränkung im parlamentari-
schen Regierungssystem (evtl. im Vergleich zum Präsidialsystem) 

- die parlamentarische Opposition: Rechte, Einflußmöglichkeiten, Strate-
gien, Wirksamkeit ihrer Politik 

- der Bundespräsident: Wahl, Rolle als Staatsoberhaupt, Befugnisse im 
politischen Entscheidungsprozeß 

- Schutz der Verfassung: der Begriff der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung; das Prinzip der wehrhaften Demokratie; Verfassungs-
schutz (Befugnisse und parlamentarische Kontrolle) 

6. Verwaltung 
- Aufgaben und Stellung der Verwaltung gegenüber Parlament und Regie-

rung 
- Kontrolle der Verwaltung (Instanzen, Rechnungshof, Verwaltungsgerich-

te) 
- Aufgaben und Befugnisse der Polizei 
- Berufsbeamtentum (Hoheitsbefugnisse, Neutralität der Amtsführung, 

Streikverbot etc.) 
- Extremisten und öffentlicher Dienst 
- Bürokratisierung (Merkmale, Ursachen und Reformansätze) 
- Effizienz und Kosten der Verwaltung; Privatisierung öffentlicher Dienst-

leistungen 

7. Massenmedien 
- verfassungsrechtliche Grundsätze und gesetzliche Bestimmungen für 

Presse, Rundfunk und Fernsehen 
- Funktionen der Medien 
- privatwirtschaftliche bzw. öffentlich-rechtliche Organi.sation von Presse, 

Rundfunk und Fernsehen 
- Einflußnahme von Parteien und Verbänden auf Funk und Fernsehen 
- innere Pressefreiheit 
- Prinzipien der Programmgestaltung bei Funk und Fernsehen 
- Medienwirkung; Sozialisationseffekte 
- Pressekonzentration 
- Struktur der Einnahmen in Presse, Rundfunk und Fernsehen; Einflußnah-

me der werbenden Wirtschaft auf die Medien 
- Medienvielfalt und neue Medien in der Fernsehgesellschaft 
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B Erklärungsansätze 
- unterschiedliche Begriffe von Politik 
- Naturrechtslehre 
- Theorie des Rechtsstaates 
- Demokratiemodelle im Rahmen der Konzeption des freiheitlichen Verfas-

sungsstaates: 
konstitutionell-liberales Modell 
liberal-pluralistisches Modell 
partizipatorisch-plebiszitäres Modell 

- Formen der Demokratie: 
repräsentative Demokratie 
direkte Demokratie 

- Gewaltenteilungslehre 
- Regierungssysteme: 

parlamentarisches Regierungssystem 
präsidentielles Regierungssystem 

- Lehre yon den Funktionen des Parlaments 
- Begriff der parteienstaatlichen Demokratie 
- Aussagen von Theorien der Interessengruppen 
- Pluralismustheorie 
- theoretische Positionen des Rechts- und Linksextremismus 
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3.2.2 Lernfeld II: Gesellschaft 
Gegenstand dieses Lernfeldes sind vornehmlich die gesellschaftlichen Ver· 
hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland; Vergleiche mit dem Ausland 
können das Verständnis vertiefen und das Urteil fundieren. 
In der freiheitlich verfaßten pluralistischen Gesellschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland konkurrieren Gruppen, Verbände, Institutionen und Orga-
nisationen mit unterschiedlichen Interessen und Wertbezügen um politi-
schen Einfluß auf die zentralen, für alle verbindlichen Entscheidungsprozes-
se; als Beteiligte am politischen Willensbildungsprozeß gehören sie zum 
politischen System und sind in dieser Hinsicht dem Lernfeld 1 zugeordnet. 
Im Lernfeld II geht es einerseits um die soziologische bzw. sozialpsycholo-
gische Betrachtung der Gesellschaft, der Individuen und Gruppen. Untersu-
chungen dieser Art sollen der Erhellung grundlegender politischer zusam-
menhänge und Probleme dienen. Zu fragen ist beispielsweise nach der 
Mobilität der Gesellschaft, nach sozialem Wandel, nach der Benachteili-
gung von Gruppen, nach Sozialisationsvorgängen, nach der Ausprägung 
und der Veränderbarkeit gruppenspezifischer Werte, nach der Entstehung 
und Wirksamkeit von Vorurteilen. 
Andererseits soll der Schüler bedeutsame Aufgaben der Gesellschaftspoli· 
tik (Sozialpolitik, Familienpolitik, Jugendpolitik etc.) erfassen, die der Staat, 
dem Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes entsprechend, zu gestalten 
hat. Der Schüler soll Sozialstaatlichkeit als Verfassungsprinzip - in Ergän-
zung und in Konkurrenz zum Grundsatz der persönlichen Freiheitsentfal-
tung - kennenlernen, Ergebnisse bisheriger Gesellschaftspolitik einschät-
zen und sich mit gesellschaftspolitischen Grundsätzen und Reformvor-
schlägen relevanter sozialer Gruppen und Parteien auseinandersetzen. 
Neben dem Staat und unter den von ihm gesetzten Bedingungen nehmen 
die verschiedenen sozialen Gruppen, Organisationen und Institutionen 
gesellschaftliche Aufgaben wahr. Ihre Bedeutung und die vielfältigen Lei-
stungen, die sie für die Gesamtgesellschaft erbringen, sollen im Unterricht 
untersucht und erörtert werden. Dabei wird auch zu fragen sein, in welchem 
Maße und in welchen Formen der Staat für die Bürger sorgen sollte. 
In diesem Zusammenhang kann der Schüler erfahren, welche Möglichkeiten 
er selber hat, sich aktiv an der Gestaltung der gesellschaftlichen Umwelt zu 
beteiligen. Es ist sein Bürgersinn anzusprechen, beispielsweise, wenn die 
Situation von Ausländern oder von alten Menschen betrachtet oder wenn 
Fragen der Suchtgefahren erörtert werden. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
1. Gesellschaftliche Strukturen und gesellschaftlicher Wandel 
- Gruppenpluralismus als Merkmal freiheitlicher Demokratie; die Bedeu-

tung gesellschaftlicher Gruppen und Institutionen für die Ausprägung 
von Werten und für soziales und politisches Handeln 
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• 

• 

- soziale Schichtung: Schichtungsmerkmale, Schwierigkeiten bei der 
Abgrenzung von Schichten, Ausmaß des sozialen Gefälles, vertikale 
Mobilität, historische Entwicklung der sozialen Schichtung, Veränderun-
gen der sozialen Schichtung durch Sozialpolitik 

- demographische Gegebenheiten (Ursachen, Auswirkungen, Entwick-
lungstendenzen) 

- Gliederung der Bevölkerung nach Sektoren der Volkswirtschaft und nach 
Berufsfeldern unter Einschluß der geschichtlichen Veränderungen 

- Ursachen und Wirkungen des sozialen Wandels: z. B. Änderung der Wert· 
vorstellungen, ökonomisch-technische Entwicklungen, Rückwirkungen 
auf den Arbeitsmarkt, Veränderungen in den beruflichen Anforderungen, 
Einflüsse auf die Freizeit; Initiativen und Reaktionen in Politik und 
Gesellschaft 

2. Soziale Sicherung und Förderung 
- das Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes und seine Auslegung 
- die Sozialversicherung: Systeme (gesetzliche Kranken·, Unfall·, Renten-

und Arbeitslosenversicherung), Träger, Generationenvertrag, Umfang 
und Ausmaß der Leistungen, Aufkommen, Belastungen des Beitragszah-
lers und des Staatshaushalts, Zukunftsentwicklungen, Reformen 

- die Sozialhilfe: Empfänger, zahlende Behörde, Art und Umfang der Lei-
stungen 

- vorbeugende Sicherung von Arbeitsplätzen und Wiedereingliederung von 
Arbeitslosen: Maßnahmen, Finanzierung, Wirkungen 

- Verbesserung der Lage von Benachteiligten: Art der Maßnahmen (rechtli-
cher Schutz, Beihilfen, Zuschüsse, Steuererleichterungen etc.); Auswir-
kungen für die Betroffenen; Umfang der Kosten; programmatische Erklä-
rungen von Parteien und Verbänden; ggf. Gesetzesvorhaben 

- Förderung von Kultur und Bildung: Formen und Umfang der Leistungen 
- nichtstaatliche Institutionen und Organisationen als Träger sozialer und 

kultureller Leistungen; Art und Ausmaß ihrer Tätigkeit 
- Umverteilung und persönliche Freiheit; soziale Sicherung durch den 

Staat und individuelle Leistungs- und Risikobereitschaft 

3. Familie 
- Wert und Bedeutung der Familie tar die Sozialisation 
- Erziehungsrecht der Eltern, elterliche Erziehung und Einflüsse anderer 

Erziehungs- und Sozialisationsinstanzen; Eingriffsrechte des Staates bei 
Mißbrauch des elterlichen Erziehungsrechts 

- Schutz und Förderung der Familie als Verfassungsauftrag des Staates, 
familienpolitische Positionen und Vorschläge von Parteien und Institu-
tionen, ihre finanziellen Implikationen und die Chancen ihrer Verwirkli-
chung 

- die veränderte rechtliche und soziale Stellung des Kindes in der Familie 
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- Auswirkungen des Erziehungsstils der Eltern auf Einstellungen und Ver-
haltensweisen des Kindes 

- Wandel des Rollenverständnisses von Mann und Frau in Familie und 
Beruf: veränderte Anschauungen, ihre Ursachen und gesellschaftlichen 
Auswirkungen, ihr Einfluß auf die Reform des Familienrechts und auf die 
Gesellschaftspolitik 

- Ehescheidung und Getrenntleben: Entwicklungstendenzen, Ursachen 
und Auswirkungen; Reform des Scheidungsrechts 

- Gegenmodelle zu Ehe und Kleinfamilie 
- die rechtliche und soziale Benachteiligung der Frau in bestimmten Berei-

chen; ihre Gleichstellung als politischer Auftrag; Entwürfe und Gesetzes-
vorhaben zur Verwirklichung der Gleichstellung 

- der Umgang mit alten Menschen: ihre gegenwärtige Situation, Ansätze 
zu deren Veränderung im Spannungsfeld von persönlicher Verantwor-
tung und staatlicher Sozialpolitik 

4. Jug~nd und Gesellschaft 
- Jugend als Begriff üuristisch, soziologisch, psychologisch) 
- Ausdehnung der Jugendphase und Aspekte der sozialen Integration 
- Freiräume und Abhängigkeiten im Leben des Jugendlichen; ldentitätsfin· 

dung und Konflikte 
- der Generationenkonflikt als wiederkehrendes Phänomen: Ursachen, 

Erscheinungsformen und gesellschaftliche Bedeutung 
- Unterschiede in der Sozialisation von Auszubildenden bzw. jungen 

Berufstätigen und Schülern bzw. Studenten im Hinblick auf Einstellun-
gen und Verhaltensweisen _ 

- Berufswahl und Bedeutung der Arbeit für den einzelnen 
- Arbeitslosigkeit von Jugendlichen: Ursachen, psychische und gesell· 

schaftliche Auswirkungen, politische Konzepte und Maßnahmen zu ihrer 
Eindämmung und Überwindung 

- Jugendkultur: Gründe für ihr Entstehen; Einflüsse, denen sie unterliegt; 
Ausdrucksformen; Rückwirkungen auf die Gesellschaft; Chancen und 
Gefahren für den einzelnen 

- Kritik von Jugendlichen an Staat und Gesellschaft: Ursachen; Gegen-
stände der Kritik; Gegenentwürfe und ihre Umsetzbarkeit; Formen, in 
denen sich die Kritik äußert; Reaktionen in Politik und Gesellschaft 

5. Ausländer 
- Daten zur ausländischen Wohnbevölkerung: Ausländerquote; Gliederung 

der ausländischen Bevölkerung nach Herkunftsländern; Zuzugs- und 
Rückwanderungsbewegungen, Geburtenrate 

- Ursachen und Bedingungen des Ausländerzuzugs 
- Vorurteile über ausländische Mitbürger: Entstehung, Ausprägung und 

Wirkung; Möglichkeiten zu ihrem Abbau 
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- Stellung der Ausländer im Wirtschaftsprozeß: Arbeitserlaubnis, Tätig-
keitsbereiche, Einbindung in das deutsche Arbeits- und Sozialrecht, 
Höhe der Einkommen, Arbeitslosenquote, Konsum- und Spargewohnhei-
ten 

- soziokulturelle und soziale Lage der Ausländer: eigene Wertewelt, Kultur-
konflikt, Stellung der Frau, Bildungs- und Sprachbarrieren, Schulsitua-
tion, Wohnverhältnisse; Maßnahmen zur Verbesserung der kulturellen 
und sozialen Lage, zur Wahrung der nationalen Identität oder zur gesell-
schaftlichen Integration 

- rechtliche Stellung der Ausländer und Ausländerpolitik: zivil- und straf-
rechtliche Gleichstellung mit den Inländern, Asylrecht, Interessen an der 
deutschen Staatsbürgerschaft und Möglichkeiten zu ihrem Erwerb, Dis-
kussion über das Ausländerwahlrecht, Anreize zur Rückkehr in das Her-
kunftsland 

6. Sucht und Suchtgefahren 
- der Begriff „Sucht"; Suchtmittel und ihre Wirkungen 
- Entwicklung und Ausmaß des Konsums von Suchtmitteln in der Bundes-

republik Deutschland 
- psychische und soziale Faktoren, die den Suchtmittelkonsum begünsti-

gen, und Motive für den Konsum von Suchtmitteln 
- „Suchtmittelkarriere" und die psychischen, physischen und sozialen Fol-

gen des Suchtmittelkonsums für die Betroffenen 
- Folgen des Suchtmittelkonsums für die Gesellschaft; durch Suchtmittel-

konsum verursachte gesamtgesellschaftliche Kosten 
- rechtliche Grundlagen für Handel und Konsum unterschiedlicher Sucht-

mittel; Suchtmittelmarkt und Zielgruppen 
- Bekämpfung des Suchtmittelkonsums und der Suchtgefahren: Möglich-

keiten der Prävention, Beratungsstellen, Therapien und ihre Erfolgschan-
cen 

B Erklärungsansätze 
- Aussagen der Psychologie zur Persönlichkeitsentwicklung 
- Ergebnisse der Verhaltensforschung 
- Sozialisationstheorie 
- die soziale Rolle; Aussagen des lnteraktionismus 
- Begriff der Arbeit und Entfremdungstheorien 
- Erklärungen zur Entstehung und zur Veränderung von Vorurteilen 
- Aspekte der Gruppendynamik 
- Klassenbegriff und Schichtungsmodelle 
- Erklärungsmodelle für Entstehung und Vollzug gesellschaftlichen Wan-

dels 
- Begriff des Sozialstaats 
- Rentenmodelle 
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3.2.3 Lernfeld III: Wirtschaft 
Der Unterricht zum Lernfeld Wirtschaft erschließt den Schülern wesentliche 
Teilbereiche der Binnenwirtschaft. Er baut auf den in der Vorstufe erworbe-
nen Kenntnissen und Einsichten auf und setzt an einzelnen Themen (Tarif· 
autonomie, Unternehmenskonzentration, Konjunkturpolitik) die dort begon-
nene Betrachtung unmittelbar fort. 
Ferner fahrt er die Schüler in Grundfragen der Weltwirtschaft und der 
Außenhandelsbeziehungen der Bundesrepublik Deutschland ein. Inhaltli-
che Aspekte der Wirtschaftsbeziehungen mit den Ländern der Europä-
ischen Gemeinschaft, die dem Lernfeld V (Internationale Beziehungen) 
zugeordnet sind, lassen sich im Einzelfall sinnvoll mit Inhalten des Lernfel-
des III verknüpfen. 
Gegenüber der Vorstufe wendet sich der Unterricht in der Kursstufe ver-
stärkt Fragen der Wirtschaftspolitik zu. Die Schüler sollen dabei die grund-
legende Bedeutung der Wirtschaftspolitik für den Wohlstand und die sozia-
le Sich.erheit der Bürger ermessen. 
Da im Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland wirtschaftliche 
Vorgänge durch eine Vielzahl von Entscheidungsträgern gestaltet werden, 
müssen die Schüler Einblicke gewinnen in den Prozeß wechselseitiger 
Abhängigkeiten und Beeinflussungen. 
Dazu ist es erforderlich, die wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 
Grundpositionen der wichtigsten Entscheidungsträger zu kennen und zu 
beurteilen. Hierbei ist auch zu untersuchen, inwieweit sie Funktionszusam-
menhängen und Bedingungen des marktwirtschaftlichen Systems Rech-
nung tragen. 
Darüber hinaus sollen die Schüler in die ordnungspolitische Diskussion 
Ober das Wirtschaftssystem eingeführt werden. Sie sollen Vorzüge und 
Schwächen, Leistungen und Defizite der Sozialen Marktwirtschaft erfassen. 
Hierzu ist der Vergleich mit Leistungen und Merkmalen ähnlicher oder ent-
gegengesetzter Wirtschaftsordnungen hilfreich. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
1. Tarifautonomie und Tarifverhandlungen 
- Geschichte der Gewerkschaftsbewegung und der Arbeitgeberverbände 
- Aufbau, Gliederung und Aufgaben der Gewerkschaften und der Arbeitge-

berverbände; Organisationsgrad 
- rechtliche Grundlagen der Tarifautonomie 
- Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
- Inhalte von Tarifverträgen 
- Verfahren und Strategien bei Tarifverhandlungen 
- Arbeitskampf: Streik und Aussperrung 
- Auswirkungen der Tarifautonomie auf die Volkswirtschaft 
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2. Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer In der Wirtschaft 
- grundlegende Positionen zur Mitwirkung und Mitbestimmung im Betrieb 

aus der Sicht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
- Mitwirkungs- bzw. Mitbestimmungsrechte der Betriebsangehörigen im 

Betriebsrat und im Aufsichtsrat nach dem Betriebsverfassungsgesetz, 
dem Mitbestimmungsgesetz und dem Montanmitbestimmungsgesetz 

- Einfluß außerbetrieblicher Gewerkschaftsvertreter auf die betrieblichen 
Entscheidungen 

- praktische Bewährung der Mitbestimmung nach den unterschiedlichen 
gesetzlichen Regelungen 

- Erfahrungen mit anderen Mitbestimmungsmodellen in einzelnen Betrie-
ben 

- der Streit um die Fortentwicklung der betrieblichen Mitbestimmung: Kon-
zeptionen und Argumente der Tarifvertragsparteien, der politischen Par-
teien und des Bundesverfassungsgerichts 

- Forderungen nach gesamtwirtschaftlicher Mitbestimmung (z. B. Wirt-
schafts- und Sozialräte) 

3. Einkommens· und Vermögensvertellung In der Bundesrepublik Deutsch· 
land 

- Verteilungssituation: Daten zur Einkommensverteilung (z. B. Lohn- und 
Gewinnquote) und zur Verteilung von Produktivvermögen und persönli-
chem Vermögen in der Bundesrepublik Deutschland; Schwierigkeiten 
der Datenerhebung und -interpretation 

- Ziele und Zielkonflikte der Verteilungspolitik: gerechte Verteilung unter 
Berücksichtigung des Leistungs- und des Sozialprinzips sowie der Eigen-
tumsgarantie, Verteilungsgerechtigkeit und Stabilität des Gesellschafts-
systems; mögliche Konflikte zwischen Umverteilung und wirtschaftli· 
ehern Wachstum, Vollbeschäftigung und Preisstabilität 

- Ansätze der Einkommenspolitik: 
produktivitätsorientierte Lohnpolitik, umverteilungsorientierte Lohnpoli-
tik, Umverteilung durch den Staat (Steuern, Sozialversicherungsbeiträge, 
Sozialtransfers, Subventionen, öffentliche Güter) 

- Ansätze der Vermögenspolitik: 
Erbschaftssteuer, staatliche Sparförderung, Beteiligung der Arbeitneh-
mer am Produktivvermögen nach unterschiedlichen Modellen etc. 

- Ergebnisse verteilungspolitischer Maßnahmen und weiterführende Vor· 
schläge. 

4. Unternehmenskonzentration 
- Formen der Kooperation und Konzentration der Unternehmen, Konzerne, 

Kartelle, Trusts; Konzentrationsgrad in bestimmten Branchen 
- Grande für die Konzentration 
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- Auswirkungen der Konzentration auf die Gesamtwirtschaft: z. B. Gefahr 
der Wettbewerbsbeschränkung, Beeinträchtigung bzw. Unterlaufen der 
staatlichen Globalsteuerung, schwerwiegende Folgen im Falle eines Fir-
menzusammenbruchs 

- funktionsfähiger Wettbewerb als Leitbild staatlicher Ordnungspolitik; 
Instrumente der Ordnungspolitik: Kartellverbot, Verbot abgestimmter 
Verhaltensweisen, Fusionskontrolle, Aufsicht über Mißbrauch der Markt-
macht durch das Bundeskartellamt 

- Wirksamkeit der Instrumente im nationalen Bereich und gegenüber inter-
nationalen Unternehmen 

5. Konjunkturschwankungen und Stabilitätspolitik 
- Konjunkturbegriff 
- Konjunkturschwankungen in der Bundesrepublik Deutschland seit 1950 
- Indikatoren der Konjunktur (z. B. Bruttosozialprodukt, Arbeitslosenquote/ 

Auslastung des Arbeitsstundenpotentials, Preisindex für den privaten 
Verbrauch, Außenbeitrag) und Grenzen ihrer Aussagefähigkeit 

- die Bedeutung von Investitionen für die Konjunktur 
- konjunkturpolitische Ziele (Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung, 

Stabilität des Preisniveaus, außenwirtschaftliches Gleichgewicht) in 
ihrer Bedeutung für gesamtgesellschaftliche Ziele (Freiheit, Gerechtig-
keit, Sicherheit, Wohlstand, Demokratie, Qualität der natürlichen 
Umwelt) 

- die konjunkturpolitischen Ziele im Konflikt (Magisches Viereck) und 
gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht als politischer Auftrag von Bund 
und Ländern (Stabilitätsgesetz) 

- Spannungsverhältnisse zwischen konjunkturpolitischen und weiteren 
wirtschaftspolitischen Zielen (vgl. insbesondere die Inhaltsbereiche 3, 6 
und 7 dieses Lernfeldes) und die politische Auseinandersetzung um Prio-
ritäten 

- Träger und Instrumente der Globalsteuerung (fiskalpolitisches Instru-
mentarium von Bund, Ländern und Gemeinden; geldpolitisches Instru-
mentarium der Bundesbank: Mindestreservenpolitik, Diskont- und Zins-
politik, Offenmarktpolitik) 

- begrenzte Wirksamkeit der Globalsteuerung im marktwirtschaftlichen 
System der Bundesrepublik Deutschland (z. B. im Hinblick auf Arbeits-
losigkeit oder Inflation) und ihre Gründe (insbesondere Einseitigkeit der 
theoretischen Erklärungsansätze; Handlungsspielraum der Wirtschafts-
subjekte; Überlagerung konjunktureller und struktureller Entwicklungen; 
Schwierigkeit, konkurrierende Ziele gemeinsam zu verwirklichen; Einflüs-
se des Auslands; Beeinträchtigung der Konjunkturpolitik durch Gruppen-
interessen und Wahltermine) 

- Gegenkonzepte zur Globalsteuerung (z. B. direkte Investitionslenkung) 
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6. Strukturwandel 
- der Begriff der Wirtschaftsstruktur und Merkmale des Strukturwandels 

(Beitrag der Wirtschaftsbereiche zum Bruttosozialprodukt, Veränderung 
der Zahl der Beschäftigten, neue Güter und Produktionsverfahren) 

- Daten zum regionalen und sektoralen Strukturwandel und zu Veränderun-
gen in einzelnen Branchen in der Bundesrepublik Deutschland 

- Ursachen des Strukturwandels: insbesondere Innovation und Rationali-
sierung, regionale oder branchenspezifische Unterschiede in der Produk-
tivitätssteigerung, Verschiebungen in der Inlandsnachfrage, Veränderun-
gen in der internationalen Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Bereiche 
der deutschen Wirtschaft, Veränderung von Standortvorteilen bzw. · 
-nachteilen 

- Ziele staatlicher Strukturpolitik und ihre Begründung: Erhaltung wirt-
schaftlicher Strukturen (z. B. Schutz der einheimischen Energie-, Roh-
stoff- und Nahrungsmittelprodukton, Sicherung gegenwärtiger Arbeits-
plätze); Erleichterung der Anpassung an den Strukturwandel für Unter-
nehmen wie für Arbeitnehmer; Unterstützung von marktfernen, risikorei-
chen Projekten; Förderung des Wachstums (z. B. Sicherung zukünftiger 
Arbeitsplätze und Einkommen); Entwicklung wirtschaftlich benachteilig-
ter Regionen gemäß Art. 72 GG 

- Instrumente der Strukturpolitik (z. B. Umschulung und berufliche Weiter-
bildung, Arbeitsvermittlung, Förderung der Grundlagenforschung und 
der Entwicklung neuer Technologien, Subventionen, Investitionshilfen, 
Steuervergünstigungen) und ihre Wirksamkeit 

- Schwierigkeiten langfristiger Strukturpolitik: Tempo des technischen 
Wandels, Unsicherheit der Prognosen, Konkurrenz zwischen kurzfristi-
gen und langfristigen Interessen etc. 

7. Wirtschaftswachstum und Umweltschutz 
- die Definition langfristigen Wirtschaftswachstums; Vor- und Nachteile 

der Erfassung des Wachstums durch das Bruttosozialprodukt; die Ent-
wicklung der Wachtstumsraten in der Bundesrepublik Deutschland seit 
1950 

- vorherrschende Begründungen für das Ziel wirtschaftlichen Wachstums 
(bessere Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern und mit priva-
ten und öffentlichen Dienstleistungen, Chancen zur Arbeitszeitverkür-
zung, Voraussetzung für Hilfeleistungen an die Dritte Welt, Abbau sozia-
ler Spannungen in der Auseinandersetzung um die Einkommensvertei-
lung) 

- natürliche Grenzen des materiellen Wachstums (Endlichkeit der Energie-
und Rohstoffquellen, Knappheit von Wasser und Luft) 

- Arten und Ausmaß der Umweltbelastung durch Industrie und privaten 
Konsum; Grenzwerte der Belastbarkeit der Umwelt 

- Ursachen der Umweltbelastung (z. B. Bevölkerungswachstum, Industria-
lisierung, Verstädterung, steigender Lebensstandard) 
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- Ziel der Umweltpolitik: 
Erhaltung der Umwelt zu gesamtwirtschaftlich tragbaren Kosten 

- Mittel der Umweltpolitik: 
administrative Eingriffe (Festlegen von Grenzwerten; Auflagen, Verbote, 
Kontrollen) 
marktkonforme Instrumente (z. B. wirtschaftliche Anreize für den 
Umweltschutz, Kostenermittlung nach dem Verursacherprinzip) 

- begrenzte Wirkung nationaler Maßnahmen in der Umweltpolitik; Konflikt 
zwischen nationalen umweltpolitischen Zielen und Interessen der Nach-
barstaaten; Ansätze zu internationalen Lösungen 

- Zielkonflikte zwischen Umweltschutz und weiteren wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Zielen 

- Kritik an der Wachstumspolitik und neue gesamtwirtschaftliche Ziele 
(z. B. Null-Wachstum, Gleichgewichtswirtschaft) 

8. Weltwlrtschaftllche Verflechtungen der Bundesrepublik Deutschland 
- Aufbau und Inhalt der Zahlungsbilanz, Zahlungsbilanzsalden (Begriff, 

Ursachen, Auswirkungen) 
- Warenstruktur des deutschen Außenhandels; Export- und Importquoten 

in wichtigen Branchen; Anteil der Ausfuhr am Bruttoinlandsprodukt 
- Auswirkungen des langjährigen Außenhandelsüberschusses auf die wirt-

schaftliche Situation der Bundesrepublik Deutschland 
- Außenwirtschaftspolitik der Bundesrepublik Deutschland 

Ziele: insbesondere Steigerung des Wohlstands, Sicherung der Energie-
URd Rohstoffversorgung, ausgeglichene Zahlungsbilanz, Unterstützung 
außenpolitischer Interessen; 
Prinzipien: Freihandel mit staatlichen Beschränkungen im Interesse all-
gemeiner wirtschaftspolitischer Ziele (.geregelte Außenwirtschaft"); 
Instrumente: z. B. Kontingentierung von Einfuhren oder Ausfuhren; Zölle, 
Steuern, Subventionen, Bürgschaften; Aufwertung bzw. Abwertung der 
Währung; nichttarifäre Handelshemmnisse 

- wichtige Partnerländer der Bundesrepublik Deutschland im Waren- und 
Kapitalverkehr; Umfang des wirtschaftlichen Austausches 

- gegenwärtiges Weltwirtschaftssystem 
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Strukturen: weitgehend freier Handels- und Warenverkehr mit partiellen 
Kontingentierungen, Zöllen, Subventionen etc. (GATT), regionale Zoll-
und Wirtschaftsgemeinschaften (EG, EFTA u. a.), Staatshandel (z. B. 
sozialistische Staaten), Kartelle (z. B. OPEC), Koordinationsabsprachen 
(OECD, UNCTAD, Weltwirtschaftsgipfel); 
Auswirkungen: Vorteile für die Industrieländer durch Freihandel und Pro-
tektionismus; Benachteiligung der Entwicklungsländer (z. B. strukturelle 
Abhängigkeit von den Industrieländern, Verschlechterung der terms of 
trade, Verschuldung) 



- handelspolitische Forderungen der Entwicklungsländer, lnteressenge· 
gensätze zwischen Entwicklungsländern und Industrieländern und 
Ansätze zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung (s. Lernfeld V, 2.) 

- das Weltwährungssystem nach der Aufhebung des Abkommens von 
Bretton Woods: flexible Wechselkurse, führende Rolle des Dollars, Grün· 
de für Kursschwankungen; Vor· und Nachteile des Systems für die Wirt· 
schaft der Bundesrepublik Deutschland, Aufgaben und Funktionsweise 
des Internationalen Währungsfonds; Ansätze zur Reform des Weltwäh· 
rungssystems 

- Europäisches Währungssystem: freie Konvertibilität der Währungen, 
feste Wechselkurse mit Bandbreiten, Interventionspflicht der nationalen 
Zentralbanken, Wechselkurskorrekturen durch den Ministerrat der EG, · 
Floaten gegenüber den übrigen Währungen; Vor- und Nachteile des Wäh· 
rungsverbunds für die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland (Wei· 
teres s. Lernfeld V, 1) 

B Erklärungsansätze 
- Theorie des Freihandels 
- Konzepte des Protektionismus 
- Ordoliberalismus und Soziale Marktwirtschaft 
- konjunkturtheoretische Aspekte 
- Fiskalismus in der Nachfolge von Keynes I Konzept der nachfrageorien· 

tierten Wirtschaftspolitik 
- Monetarismus I Konzept der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik 
- Vorstellungen des demokratischen Sozialismus (Wirtschaftsdemokratie) 
- Theoreme marxistischer Kapitalismuskritik 
- Vermögensbildungsmodelle 
- Mitbestimmungsmodelle 
- Theorien zur industriellen Entwicklung (postindustrielle Gesellschaft) 
- wissenschaftliche Aussagen zum Wachstum 
- Modelle zukünftiger Entwicklung (z. B. des Club of Rome) 

39 



3.2.4 Lernfeld IV: Marxistisch-leninistische Herrschaftssysteme 
Marxistisch-leninistische Herrschaftssysteme sind eine der großen politi-
schen Herausforderungen unserer Gegenwart, mit denen sich jeder Bürger 
in der Bundesrepublik Deutschland auseinandersetzen muß. Sie sind das 
erklärte Gegenkonzept zurn freiheitlichen Rechtsstaat, das die weiteste Ver-
breitung gefunden hat. Die sozialistischen Staaten stellen eminente Macht-
faktoren in der Weltpolitik dar; in den internationalen Beziehungen verfol-
gen sie ihre Interessen auf der Grundlage einer strategisch und taktisch 
konzipierten Revolutionslehre. Ihre Ideologie besitzt weltweit großen Ein-
fluß und beträchtliche Anziehungskraft. 
Im Unterricht zum Lernfeld IV sollen sich die Schüler mit den Strukturen, der 
Politik und der Ideologie sozialistischer Staaten auseinandersetzen. Dies 
geschieht in erster Linie am Beispiel der Weltmacht UdSSR, welche die Füh-
rung der kommunistischen Bewegung beansprucht, oder am Beispiel der 
DDR, die als Teil Deutschlands für die Bürger der Bundesrepublik herausra-
gende Bedeutung besitzt. 
Für die Schüler ist es wichtig zu erkennen, daß es über Staatsgrenzen hin-
aus charakteristische Erscheinungen marxistisch-leninistischer Herrschaft 
gibt. Zugleich dürfen sie über nationale Traditionen, Besonderheiten in der 
Ideologie und Unterschiede in der Herrschaftsausübung nicht hinwegse-
hen, wenn Fehleinschätzungen vermieden werden sollen, handelt es sich 
doch bei den sozialistischen Staaten nicht um einen monolithischen Block. 
Aus diesem Grunde ist neben der exemplarischen Analyse eines einzelnen 
gesellschaftlichen und politischen Systems der Vergleich mehrerer Syste-
me unter ausgewählten Aspekten aufschlußreich. Dabei sollte vorrangig die 
Volksrepublik China berücksichtigt werden. Ihr kommt wegen ihres 
Gewichts in der Weltpolitik, ihrer ideologischen und machtpolitischen Aus-
einandersetzung mit der Sowjetunion und ihres Einflusses auf Länder der 
Dritten Welt besondere Bedeutung zu. 
Gegenüber den anderen Lernfeldern wird im Lernfeld IV die Erarbeitung der 
politischen Theorie breiteren Raum einnehmen, weil der Marxismus-Leni-
nismus eine relativ geschlossene Lehre ist, deren einzelne Aussagen 
zumeist nur im Zusammenhang der Axiome und Begriffe verstanden werden 
können. Indessen ist es nicht sinnvoll und zulässig, ein Kursprogramm zu 
entwerfen, das sich ausschließlich der politischen Theorie widmet. Poli-
tisch urteilsfähig werden die Schüler nicht durch besondere Kenntnis der 
Theorie, sondern durch Analyse der Lebenswirklichkeit, die von der politi-
schen Theorie geprägt ist. 
In sozialistischen und nichtsozialistischen Ländern wird die marxistisch-
leninistische Theorie in Verbindung mit der politischen Praxis von ihren 
Anhängern weiterentwickelt und bietet heute in Einzelfragen ein Spektrum 
unterschiedlicher, z. T. kontroverser Positionen, wie z. B. die eurokommuni-
stischen Auffassungen oder die Reformen in China nach Maos Tod zeigen. 
Auch diese neueren Standpunkte soll der Unterricht den Schülern erschlie-
ßen. 

40 



Bei der Beschäftigung mit der marxistisch-leninistischen Theorie ergibt 
sich häufig die Schwierigkeit, daß zentrale Begriffe in ihrer Bedeutung von 
dem Verständnis abweichen, das den Schülern geläufig ist. Diese Mehrdeu-
tigkeit muß den Schülern bewußt werden. Sie sollen lernen, Begriffe so zu 
verwenden, daß das ideologische Bezugssystem erkennbar wird. 
Die Beurteilung marxistisch-leninistischer Herrschaftssysteme vollzieht 
sich zunächst im Rahmen immanenter Betrachtung, wobei die Lehren von 
Marx, Engels und Lenin und ihre Weiterentwicklung unter den von ihnen 
erhobenen Ansprüchen reflektiert und die gesellschaftlichen und politi-
schen Verhältnisse in den sozialistischen Ländern daran gemessen werden. 
In diesem Zusammenhang sollen die Schüler zum Beispiel untersuchen, ob 
Interessenidentität zwischen Regierten und Regierenden gegeben ist, · 
inwieweit Ausbeutung und Entfremdung beseitigt sind, in welchem Maße 
die sozialistische Erziehung ihre Ziele erreicht, ob der Staat immer mehr 
„abstirbt" u. a. m. 
In einem zweiten Schritt sind bei der Beurteilung die Aussagen der marxi-
stisch-leninistischen Lehre und die Erscheinungsformen der gesellschaftli-
chen und politischen Realität mit liberalen Wertvorstellungen zu konfrontie-
ren. In diesem Zusammenhang kann der Unterricht die Schüler anregen zu 
fragen, inwieweit die Freiheit des einzelnen gewährleistet ist und wodurch 
sie beeinträchtigt wird, in welchem Maße sich der Bürger an politischen Ent-
scheidungen beteiligen und Macht kontrollieren kann, ob das Bestreben der 
Partei- und Staatsführung, alle Gruppen der Bevölkerung auf ihre Ideologie 
zu verpflichten, zu akzeptieren ist, in welchem Maße Rechtssicherheit gege-
ben ist, welche Folgen die Aufhebung des Privateigentums an Produktions-
mitteln, die zentrale Planung der Volkswirtschaft, das Streikverbot, die 
Arbeitsplatzgarantie haben, was die Lehre von der Weltrevolution für die 
nichtsozialistischen Länder bedeutet usw. Die Beschäftigung mit marxi-
stisch-leninistischen Herrschaftssystemen hat für die Schüler im besonde-
ren den Sinn, daß sie befähigt werden, ihre eigenen Wertorientierungen zu 
reflektieren und die erworbenen Kenntnisse und Einsichten in ihre politi-
schen Entscheidungen einzubeziehen. 
Da in sozialistischen Herrschaftssystemen die politische Öffentlichkeit 
gleichgeschaltet ist und Nachrichten zensiert, zentral gesteuert und zu 
einem großen Teil auch verhüllt werden, ist die unterrichtliche Arbeit viel-
fach dadurch erschwert, daß Informationen nicht ausreichend zur Verfü-
gung stehen bzw. nicht abgesichert sind. Nicht selten muß sich der Unter-
richt daher mit Vermutungen und nicht nachprüfbaren Meinungen begnü-
gen, doch müssen sich Lehrer und Schüler dieses Mangels bewußt sein. In 
jedem Fall soll der Versuch unternommen werden, den Unterricht auf Origi-
nalmaterial zu stützen. 
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Inhalte 
A Sachaspekte 
1. Kommunistische Partei und Massenorganisationen 
- führende Stellung und Funktionen der Partei 
- Grundsätze der Organisation und Willensbildung: demokratischer Zen-

tralismus, Fraktionsverbot 
- Parteiorgane (Politbüro, Generalsekretär und Sekretariat, Zentralkomi-

tee, Parteitag) und ihre Machtstellung; Kontrollorgane der Partei und ihre 
Aufgaben 

- Nomenklatura 
- Sozialstruktur der Partei 
- Leitungssystem der Partei in Staat und Gesellschaft 
- Aufgaben der Massenorganisationen (Gewerkschaften, Jugendverband 

u. a.) 

2. Regierungssystem 
- Staatsorgane als Instrumente der Partei 
- Funktionen der zentralen Staatsorgane 
- Wahlverfahren und politische Bedeutung der Wahlen 
- Rolle der institutionalisierten Interessengruppen 
- Staatssicherheit und Geheimpolizei (Selbstverständnis, Befugnisse, 

Methoden) 

3. Bürgerrechte und Rechtsprechung 
- Grundrechte und Grundpflichten gemäß der Verfassung 
- Verhältnis von gesellschaftlichen Anforderungen und individuellen 

Rechten 
- Rechtsprechung: Klassenstandpunkt, fehlende Unabhängigkeit der Rich-

ter, Primat der Politik gegenüber dem Recht 
- Ausmaß der Rechtssicherheit 
- Strafgesetze und Strafvollzug 

4. Medien, Künste, Literatur 
- Massenmedien als Instrumente der Partei 
- Aufgaben der Medien 
- Auftrag der Künste und der Literatur 
- Zensur und gesellschaftlicher Freiraum im Bereich der Kultur 
- Verbreitung und Einfluß von Untergrundliteratur 
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5. Gesellschaftsstrukturen und gesellschaftlicher Wandel 
- soziale Schichtung und berufliche Gliederung 
- Erziehung und Bildung: Erziehungsziele und -methoden; Bildungssystem 

und Verteilung sozialer Chancen 
- Jugend zwischen privaten Freiräumen und staatlicher Jugendpolitik 
- Berufswahl und Arbeitswelt: Berufslenkung, Arbeitsplatzgarantie, Ein· 

bindung in das Kollektiv, Arbeitsdisziplin 
- Militarisierung gesellschaftlicher Bereiche 
- politischer und gesellschaftlicher Einfluß der Kirchen 
- staatliches Sozialversicherungs- und Versorgungswesen; Leistungen der . 

Sozialversicherung; Gesundheitswesen 
- Entfaltungsmöglichkeiten von Nationalitäten und nationalen Minderhei· 

ten 
- Dissidenten und Protestbewegungen: Formen ihrer Artikulation und Ver-

fahren staatlicher Repression 

6. System der Zentralverwaltungswirtschaft 
- volkswirtschaftliche Jahrespläne/Mehrjahrespläne: Art und Ausmaß der 

Vorgaben 
- Ablauf des Planungsprozesses und Kompetenzen der Entscheidungsträ· 

ger 
- Flexibilität der Planung, Plankorrektur und PlanerfOllung 
- Organisationsstrukturen der Produktion und Distribution: staatliche, 

genossenschaftliche und private Betriebe 
- Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität: Prämiensystem, 

sozialistischer Wettbewerb, Mobilisierungskampagnen, ideelle Anreize 
- Funktionen der Gewerkschaften im Produktionsprozeß 
- Wachstumsorientierung und Umweltschutz im Zielkonflikt 
- Leistungsfähigkeit planwirtschaftlicher Systeme: z. B. im Hinblick auf 

Produktivität, technischen Fortschritt, Arbeitszeit, Versorgung der Bevöl· 
kerung 

- Schattenwirtschaft 
- Entwicklung der Außenwirtschaft von Staatshandelsländern 

7. Au8enpolltlk 
- grundlegende Orientierung an der Klassenstruktur von Staaten („interna-

tionaler Klassenkampf" in den Beziehungen zu kapitalistischen Staaten, 
"sozialistischer Internationalismus" im Verhältnis zu sozialistischen 
Staaten) und Orientierung an den sozioökonomischen und historischen 
Bedingungen 
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- Berücksichtigung von „Triebkräften" der internationalen Entwicklung 
(nationale, demokratische oder soziale Befreiungsbewegungen sowie 
politische Gegensätze zwischen Industrieländern, zwischen alten Kolo-
nialmächten und jungen Nationalstaaten etc.) und Beachtung des gege-
benen Kräfteverhältnisses 
Nah- und Fernziele der Außenpolitik entsprechend der Lehre von der Stra-
tegie und Taktik 

- außenpolitische Methoden: z. B. Kooperation mit westlichen Staaten 
zum gegenseitigen Vorteil, Vertragspolitik, Militärpolitik, Unterstützung 
von Befreiungsbewegungen, weltweite Zusammenarbeit mit kommuni-
stischen Parteien und Arbeiterparteien 

- Politik der friedlichen Koexistenz 
- außenpolitische Erfolge und Mißerfolge 

B Erklärungsansätze 
- Lehren von Marx und Engels 

erke·nntnistheoretische Aspekte: historisch-materialistische Sicht, Dia-
lektik; 
geschichtsphilosophische Vorstellungen: Materialismus, Basis-Über-
bau-Theorem; Gesetzmäßigkeit der historischen Entwicklung, teleologi-
sche Geschichtsauffassung, Auffassung von Freiheit, Klassenbegriff, 
Klassenkampfprinzip, Gesellschaftsformationen, Revolutionsbegriff, 
Diktatur des Proletariats; 
ökonomische Lehren (Kapitalismusanalyse): Eigentums-, Arbeits- und 
Entfremdungsbegriff; Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse im 
historischen Prozeß; Mehrwertlehre; Konzentrations-, Krisen- und Ver-
elendungstheorie 
Leninismus 
Prinzip der Parteilichkeit, Konzept der Kaderpartei, Revolutionstheorie, 
Lehre von der Strategie und Taktik, Bündnispolitik, Merkmale der Dikta-
tur des Proletariats/Sozialismus, lmperialismustheorie, Lehre vom Krieg _ 
(gerechter und ungerechter Krieg) und vom Frieden 

- Stalinismus 
Sozialismus in einem Land, Zwei-Lager-Theorie; Entwicklungsdiktatur, 
lndustrialisierungskonzept; Sowjetpatriotismus 

- besondere Lehren des gegenwärtigen sowjetischen Marxismus-Leninis-
mus: 
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„wissenschaftlicher Kommunismus"; Lehre von der sozialistischen 
Lebensweise und Moral; Kritik des Personenkults; Konzept der sozialisti-
schen Planwirtschaft; neuere Kapitalismusdeutungen (z. B. Stamokap); 
Theorie der drei revolutionären Ströme, Primat der KPdSU, Breschnew-
Doktrin, Doktrin der friedlichen Koexistenz 



- Theorie des chinesischen Weges zum Kommunismus 
Maoismus: Bauern als Träger der Revolution; Theorie des Bürgerkriegs; 
Kritik am sowjetischen Revisionismus; Konzept der Kulturrevolution; 
Modell des chinesischen Weges für die Dritte Welt 
Reformen nach Mao 

- Reformkommunismus 
jugoslawische Arbeiterselbstverwaltung 
demokratischer Sozialismus (Prager Frühling) 
eurokommunistische Positionen: Polyzentrismus, parlamentarischer 
Weg zum Sozialismus, historischer Kompromiß 

- Neomarxistische Deutungen 
Klassenanalyse; bürokratischer Staatskapitalismus 

- Westliche Deutungen der marxistisch-leninistischen Herrschaftssyste-
me 
Totalitarismustheorie; Identitätslehre; konsultativer Autoritarismus; 
gruppentheoretischer Ansatz; Modernisierungstheorie, Modell der Zen-
tralverwaltungswirtschaft; Theorie der sozialistischen Industriegesell-
schaft; Konvergenztheorie 
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3.2.5 Lernfeld V: Internationale Beziehungen 
1. Die westeuropäische Integration 
Durch die Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften hat die Bun-
desrepublik Deutschland im Interesse von Frieden, Sicherheit und Wohl-
stand Teile ihrer Souveränität aufgegeben. In vielen Bereichen - fOr die 
Bürger oft nicht erkennbar - betreibt sie Politik in Absprache mit den ande-
ren Mitgliedsstaaten und ist auf Interessenausgleich angewiesen. Die Auf-
hebung der Zölle und die Errichtung des gemeinsamen Marktes haben den 
Wohlstand der Europäer gefördert; eine Vielzahl von Rechtsvereinheitli-
chungen und Erleichterungen im grenzüberschreitenden Verkehr haben fOr 
die Bürger der Bundesrepublik in Beruf und Freizeit große Bedeutung 
erlangt. Nicht zuletzt verfügen die Bürger Ober das Recht, durch die Wahl 
von Abgeordneten zum Europäischen Parlament auf die europäische Politik 
unmittelbar Einfluß zu nehmen. 
Der Unterricht zum Thema „Die westeuropäische Integration" soll den SchO· 
lern die Entwicklung des Einigungsprozesses, die Strukturen der Gemein-
schaften, die Willensbildung in ihren Institutionen und die derzeitigen euro-
päischen Probleme verständlich werden lassen; er soll ihnen die Bedeutung 
des europäischen Zusammenschlusses bewußt machen und sie anleiten zu 
klären, warum der Einigungsprozeß so langsam vorankommt, welche Aufga-
ben sich fOr die Zukunft stellen und welche Wege mit Aussicht auf politi-
schen Erfolg beschritten werden können. 
Den Schülern soll deutlich werden, daß der Zusammenschluß westeuropä· 
ischer Staaten nach zwei Weltkriegen, die Europa verwüstet haben, eine 
Friedensordnung ermöglicht hat und Partnerschaft an die Stelle froherer 
Feindschaft getreten ist; es soll ihnen bewußt werden, daß es Aufgabe 
bleibt, Ober die Grenzen der Europäischen Gemeinschaften hinaus eine 
Friedensordnung für ganz Europa zu verwirklichen. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
- der westeuropäische Einigungsprozeß: Motive, Konzeptionen, grundle-

gende politische Entscheidungen (Gründung des Europarats, Errichtung 
der EGKS, Umwandlung des Brosseler Paktes zur Westeuropäischen Uni-
on, die Römischen Verträge, Errichtung der EFTA, Zusammenschluß von 
EGKS, EWG und Euratom zur EG, Einführung der Direktwahl des Europä-
ischen Parlaments, Erweiterungen der EG); Ausfüllung und Wirkungen 
der politischen Vereinbarungen, erreichter Integrationsgrad, Desintegra-
tionstendenzen 

- politische Willensbildung in den Institutionen der EG: Organe (Minister-
rat, Kommission, Europäisches Parlament, Europäischer Gerichtshof) -
ihre Befugnisse, ihre Zusammensetzung, Bestellung ihrer Mitglieder; 
Zusammenwirken, Kontrolle und Einfluß der Organe; Rolle des Europä-
ischen Rats und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ); 
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Bürokratie der EG; westeuropäischer Bundesstaat als politische Aufga-
be; Ansätze zur Reform der politischen Institutionen und Chancen ihrer 
Verwirklichung 

- die wirtschaftliche Integration in der EG 
a) die gemeinsamen Märkte tor Kohle und Stahl, fOr Agrarerzeugnisse, 
fOr gewerbliche Güter, Dienstleistungen und Kapital - ihre Grundsätze, 
ihre Ordnungen und ihre Auswirkungen fOr den EG-Haushalt, fOr die ein-
zelnen Mitgliedsstaaten und Bevölkerungsgruppen; der Umfang der wirt-
schaftlichen Verflechtungen; Versuche zur Reform der Märkte 
b) das europäische Währungssystem: Struktur, Instrumente, Funktions-
weise, Wirkungen (vgl. Lernfeld III, 8) 
c) schrittweise Fortentwicklung der wirtschaftlichen Integration zur 
Wirtschafts- und Währungsunion - Begründungen, Vorschläge, Ursa-
chen bisherigen Scheiterns, Chancen weiterer Schritte 

- das europäische Recht und seine Bedeutung fOr die europäische Integra-
tion 
a) Setzung europäischen Rechts (insbesondere: Europäische Konven-
tion fOr Menschenrechte) und Entscheidung Ober Menschenrechtsverlet-
zungen durch Organe des Europarats 
b) Setzung von EG-Recht durch die EG-Verträge und durch die BeschlOs· 
se des Ministerrats; Entscheidungen Ober Rechtsstreitigkeiten im Rah-
men der EG durch den Europäischen Gerichtshof; Klageberechtigte; Ein-
fluß der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs auf die inner-
staatliche Rechtssetzung und -auslegung 

- europäische Sozialpolitik: Sozial- und arbeitsrechtliche Bestimmungen 
der EG-Verträge; Grande tor eine abgestimmte europäische Sozialpolitik 
und Ursachen fOr die begrenzten Erfolge; Volumen und Verwendung des 
Europäischen Sozialfonds; gemeinsame Forderungen und Aktivitäten 
der westeuropäischen Gewerkschaften; zukünftige Schwerpunkte euro-
päischer Sozialpolitik 

- Regionalpolitik der EG: Vertragliche Vorschriften und Grande tor die 
Errichtung des Regionalfonds; Umfang des Regionalfonds; Empfänger 
von Leistungen aus dem Regionalfonds; Förderungsgrundsätze und -pro-
jekte; Effektivität der Regionalpolitik 

- Energiepolitik: Grande fOr eine gemeinsame Energiepolitik; Maßnahmen 
(Förderung der Forschung; Preis-, Subventions- und Bevorratungspolitik 
etc.); Interessenkonflikte zwischen energiereichen und energiearmen 
Mitgliedsstaaten 

- europäische Umweltpolitik: Grande und Erfordernisse; unterschiedliche 
Interessen und Konzepte der Mitgliedsstaaten; Maßnahmen 

- Außenbeziehungen der EG 
a) wirtschaftliche Beziehungen: Protektionismus im EG-Außenhandel -
Grande, betroffene Märkte; Auswirkungen für die Mitgliedsstaaten und 
fOr andere Länder; Verhandlungen Ober Zollsenkungen und Abbau von 
Handelshemmnissen mit westlichen Industriestaaten (z. B. Kennedy-
Runde); Politik der EG gegenüber Ländern der Dritten Welt (z. B. Lome-
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Abkommen); Kooperation und Assoziierungsverträge mit den Mittelmeer-
anrainerstaaten; Freihandelsabkommen mit den EFTA-Staaten; Zustän-
digkeit der EG für den Handel mit den Ostblockstaaten in Konkurrenz zu 
national ausgehandelten Kompensationsgeschäften 
b) politische Beziehungen: Koordinierung der europäischen Außenpoli-
tik durch die EPZ - Verfahren und Wirksamkeit; gemeinsame Positionen 
zu internationalen Fragen und nationale Interessenpolitik 

B Erklärungsansätze 
- Integrationsmodelle zwischen Supranationalität und lntergouvernemen-

talismus: 
Modell „zentraler Einheitsstaat" 
Modell „Bundesstaat" 
Modell „Staatenbund" 
Präsidiumsmodell 
gestrafftes Gemeinschaftsmodell 
dual'es Modell (Nebeneinander von Europäischem Parlament/Kommis-
sion und Europäischem Rat) 

- Aussagen von funktionalistischen und föderalistischen Integrations-
theorien 

- Integration nach dem realistischen Ansatz der Theorie der internationa-
len Politik 

- Marktordnungen 
- Theorie des Freihandels und Konzepte des Protektionismus 

2. Politik der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän-
dern 

Für die Bekämpfung von Hunger und materieller Not und für die Förderung 
sozialer Gerechtigkeit in der Welt tragen die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland als Bewohner eines der wohlhabendsten Länder besondere 
Verantwortung. Der Gemeinschaftskundeunterricht zum Thema „Politik der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern" soll den 
Schülern die politische, wirtschaftliche und ethische Dimension dieser Auf-
gaben bewußt machen und ihnen die Vielschichfigkeit der Probleme 
erschließen, die nur durch praktische Politik gelöst werden können. 
Die Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der Drit-
ten Welt ist nur langfristig und durch Kooperation zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern zu erreichen. Die jungen Nationalstaaten stellen For-
derungen an die Industrieländer und erwarten von ihnen höhere Leistungen. 
Sie koordinieren zunehmend ihre Interessen und werden sich ihrer Macht in 
der Weltpolitik immer mehr bewußt. 
Im Rahmen dieser spannungsreichen Nord-Süd-Beziehungen sollen sich die 
Schüler mit den drängenden Aufgaben, erfolgversprechenden Strategien, 
den Ergebnissen und den auch sie selbst betreffenden Folgen der Entwick-
lungspolitik auseinandersetzen. Sie müssen den Zusammenhang zwischen 
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Entwicklungspolitik und innerer Politik erfassen; hierbei können sie bei-
spielsweise den Fragen nachgehen, in welchem Maße Ansprüche der Bür-
ger an den Staat in der Bundesrepublik Deutschland von Ausgaben für die 
Dritte Welt berührt werden oder wie die Energie- und Rohstoffzufuhr aus den 
Entwicklungsländern gesichert werden kann. Die Schüler sollen lernen, die 
Interessen beider Seiten und die bisherigen Schwierigkeiten eines gerech-
ten Ausgleichs zu erfassen; sie sollen erwägen, welche Bedeutung die Poli-
tik der Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Entwicklungsländern für 
den Frieden in der Welt hat. 
Die Entwicklungsländer weisen nach Geschichte, geographischen Gege- . 
benheiten, kulturellen Traditionen, sozialen, wirtschaftlichen und politi-
schen Verhältnissen und den heute vorhandenen Problemen große Unter-
schiede auf, die im Unterricht beachtet werden müssen . 
zentrales Anliegen ist es jedoch, daß die Schüler strukturelle Gemeinsam-
keiten von Ländergruppen ermitteln und darauf bezogene politische Maß-
nahmen reflektieren. 
Bei der Planung der Kursprogramme zum Thema „Politik der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern" ist eine Abstimmung 
mit der Fachkonferenz Erdkunde erforderlich. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
- der Begriff „Entwicklungsland"; Indikatoren für „Unterentwicklung" (z. B. 

hohes Bevölkerungswachstum, hohe Analphabetenquote, niedriges Pro-
Kopf-Einkommen, starkes Stadt-Land-Gefälle, großes Sozialgefälle, kei-
ne offene Gesellschaft, agrarische Wirtschaftsstruktur/wenige Industrie-
zweige, Monokulturen, Kapitalmangel, geringe Spar- und Investitions-
quote, hohe Staatsverschuldung) 

- Gruppierung von Entwicklungsländern (insbesondere: Vierte Welt, Dritte 
Welt, Ölstaaten, Schwellenländer) und Schwierigkeiten der Zuordnung 

- Ursachen der Unterentwicklung 
endogene Faktoren: klimatische und geographische.Gegebenheiten, kul-
turelle und soziale Traditionen, demographische Entwicklungen, vorindu-
strielle Wirtschaftsformen, autoritäre Herrschaftsstrukturen etc. 
exogene Faktoren: Spätfolgen des kolonialen Imperialismus, wirtschaft-
liche und politische Einflußnahme von Industriestaaten, internationale 
Arbeitsteilung, Struktur der Weltwirtschaft etc. 

- Motive für Entwicklungspolitik 
aus der Sicht der Entwicklungsländer: Überwindung von Unterentwick-. 
Jung vornehmlich im Bereich der Wirtschaft, der Bildung und der medizi-
nischen Versorgung; 
aus der Sicht der Industrieländer: ethische Motive (Verantwortung ehe-
maliger Kolonialmächte, humanitäre Hilfe, Wahrung der Menschenrech-
te); wirtschaftliche Interessen (z. B. Sicherung der Energie- und Rohstoff-
versorgung, Verlagerung von Produktionsstätten in Billiglohnländer, 
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Erschließung von Absatzmärkten, Lieferbindungen); außenpolitische 
Interessen (z. B. Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zu den jun-
gen Nationalstaaten, Abbau sozialen Konfliktpotentials in den Entwick-
lungsländern, Abwehr konkurrierenden Einflusses vor dem Hintergrund 
des Ost-West-Konfliktes bzw. des chinesisch-sowjetischen Dualismus); 
strategische Interessen 

- Entwicklungspolitik im Konflikt mit anderen politischen Zielen und Auf-
gaben der Industriestaaten (z. B. Sicherung inländischer Arbeitsplätze, 
Förderung der Wohlfahrt der Bürger, Finanzierung der äußeren Sicher-
heit) 

- Träger und Formen der Entwicklungspolitik und der Entwicklungshilfe 
a) multilaterale Entwicklungspolitik durch Institutionen der UNO: z. B. 
Landwirtschaftspolitik und Nahrungsmittelhilfe (FAO), Industriepolitik 
(UNIDO), Beschäftigungspolitik (ILO), Bildungshilfe (UNESCO), Bevölke-
rungspolitik (UNFPA), technische Zusammenarbeit; 
durch Weltbank, regionale Entwicklungsbanken, Europäische ll:westi-
tiorisbank: finanzielle Zusammenarbeit und Kapitalhilfe; 
durch Konferenzen und Vereinbarungen: Handels- und Ordnungspolitik 
(GATT, UNCTAD, Lome, Seerechtskonferenz etc.) 
b) bilaterale Entwicklungspolitik und Entwicklungshilfe 
durch Regierungen: vornehmlich finanzielle, technische und handelspoli-
tische Zusammenarbeit; 
durch private Träger (z. B. Kirchen, Stiftungen, Wohlfahrtsorganisatio-
nen): Wirtschafts-, Nahrungsmittel-, Bildungshilfe, medizinische und 
humanitäre Hilfeleistungen 
c) Selbsthilfe der Entwicklungsländer 

- bevorzugte entwicklungspolitische Strategien, Umfang und Wirkung der 
Leistungen von Staaten und Staatengruppen - insbesondere der USA, 
der EG, der Bundesrepublik Deutschland und anderer westlicher Staa-
ten, der UdSSR, der VR China, der übrigen sozialistischen Staaten, der 
Ölstaaten 

- Bilanz bisheriger Entwicklungspolitik 
Entwicklungserfolge: allgemeine Steigerung der Bruttoinlandsprodukte; 
partielle Verbesserungen in der medizinischen Ve~sorgung, im Bildungs-
bereich, in der Landwirtschaft und in der Industrialisierung 
Entwicklungshemmnisse: hohe Geburtenrate in den Entwicklungslän-
dern; kulturelle Traditionen; mangelnde Effizienz beim Einsatz der Ent-
wicklungshilfe; nachteilige Einflüsse der Weltwirtschaft auf die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung; Mängel in der Abstimmung techni-
scher Projekte auf die sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen; Unsi-
cherheit für Auslandsinvestitionen; mangelnde soziale Gerechtigkeit in 
der Verteilung der Volkseinkommen; politische Unruhen etc. (vgl. Lern-
feld III, 8) 

- gegenwärtige entwicklungspolitische Forderungen der Staaten der Drit-
ten Welt und Forderungen der Industrieländer 
vorrangige Forderungen der Entwicklungsländer: Steigerung der ent-
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wicklungspolitischen Ausgaben der Geberländer; Verstärkung der multi-
lateralen gegenüber der bilateralen Entwicklungspolitik; Verstärkung der 
Direktinvestitionen; nicht projektgebundene Finanzhilfe; Schuldenerlaß 
und Verbilligung der Kredite; Öffnung der Märkte der Industrieländer für 
Fertigprodukte; Stabilisierung der Rohstoffpreise; Verbilligung von 
Lizenzen für moderne Technologien; Beteiligung an der Nutzung der 
Meere u. a. 
vorrangige Forderungen der Industrieländer: Bevölkerungspolitik, offe-
ner Weltmarkt 

- Konzepte zukünftiger Entwicklungspolitik; Ansätze zur Reform des Welt- . 
wirtschaftssystems; Neuorientierungen in der Entwicklungspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland 

B Erklärungsansätze 
- Modernisierungstheorien 
- dependenztheoretische Aussagen (z. B. strukturelle Abhängigkeit, Kon-

zept des peripheren Kapitalismus, strukturelle Heterogenität) 
- Theorem der komperativen Kosten 
- Theorie des Freihandels 
- Konzepte des Protektionismus 
- Konzept der Abkoppelung vom Weltmarkt (Dissoziation) 
- Ethnozentrismus 
- self-reliance, collective self-reliance 
- Prinzip der Blockfreiheit 
- Lehren revolutionärer Befreiungsbewegungen 

3. Friedens- und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen des Ost-West-Gegensatzes 

Der Zustand politischer und militärischer Konfrontation zwischen der 
Sowjetunion und den westlichen Demokratien, der sich nach 1945 ausge-
prägt hat und der bis heute fortdauert, beruht auf Unterschieden in den 
Wertordnungen, in den Herrschaftssystemen und in der Herrschaftsaus-
übung. Die Bundesrepublik Deutschland ist in diesen globalen Gegensatz 
einbezogen und auf Grund ihrer geographischen Lage in besonders hohem 
Maße gefährdet. Um dieser Gefahr zu begegnen, hat sie sich entschieden, 
dem Atlantischen Bündnis beizutreten, in der Überzeugung, daß nicht nur 
ein Krieg verhindert, sondern ebenso das Recht auf freie Selbstbestimmung 
der politischen und gesellschaftlichen Lebensordnung gewahrt werden 
muß. 
Die auf beiden Seiten vorhandenen konventionellen und nuklearen Waffen-
potentiale, welche die Menschheit mit Vernichtung bedrohen, werfen in 
aller Schärfe die Frage auf, wie am sinnvollsten Frieden in Freiheit gesi-
chert werden kann. Diese Frage steht im Mittelpunkt des Unterrichts zum 
Thema „Friedens- und Sicherheitspolitik". Sie verweist auf weitreichende 
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ethische Probleme, mit denen sich die Schüler auch in anderen Fächern der 
gymnasialen Oberstufe auseinandersetzen. Der Gemeinschaftskundeunter-
richt hat die Aufgabe, ihnen das Problem der Friedenssicherung vornehm-
lich in seiner politischen Dimension zu erschließen. In diesem Zusammen-
hang analysieren die Schüler die den Ost-West-Konflikt beherrschenden 
Gegensätze der Wertsysteme, der politischen Ziele, der Interessen und Stra-
tegien sowie den darauf abgestimmten Einsatz der Machtmittel und reflek-
tieren unter Berücksichtigung der weltpolitischen Rahmenbedingungen 
Gegebenheiten und Möglichkeiten der Konfliktregelung. 
Der Unterricht muß die in Politik und Gesellschaft kontrovers diskutierten 
Standpunkte unter Beachtung ihrer gesellschaftlichen Relevanz vorstellen 
und verdeutlichen und die Schüler zu sachlich fundiertem Urteil anleiten. 
Dabei ist es gerade bei Stellungnahmen zu sicherheitspolitischen Fragen 
von großer Bedeutung, daß die Schüler ihre Position nicht nur unter indivi-
duellem Anspruch, sondern auch unter dem Aspekt politischer Verantwor-
tungsethik bedenken. 
Der gegenwärtige Zustand machtpolitischer und ideologischer Konfron-
tation erscheint vielen jungen Menschen hoffnungslos, absurd und uner-
träglich. Der Unterricht hat die Aufgabe zu zeigen, daß es dennoch Anliegen 
praktischer Politik sein muß, Selbstbehauptung und Suche nach Interessen-
ausgleich, Entspannung und Verständigung miteinander zu verbinden. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
- ideologische und sicherheitspolitische Leitvorstellungen des Warschau-

er Pa~es und der NATO 
Warschauer Pakt: gerechter und ungerechter Krieg, Gleichsetzung von 
Frieden und Kommunismus; „friedliche Koexistenz" als politische Stra-
tegie der Kriegsvermeidung, des „internationalen Klassenkampfes" und 
der Ausbreitung des Sozialismus; 
NATO: Frieden in Freiheit, Verteidigungsfähigkeit und Entspannung, 
Abwehr möglicher außenpolitischer Erpressung 

- Anwendung militärischer Gewalt (militärische Interventionen) in Europa 
seit 1945 

- NATO und Warschauer Pakt: Gründung; Zielsetzungen; Mitgliedsstaa-
ten; Vertragsbestimmungen; Ähnlichkeiten und Unterschiede in der poli-
tischen und militärischen Willensbildung, in der Stellung der Führungs-
mächte und in ihrer Legitimation; innere Probleme der Bündnisse 

- die Bundesrepublik Deutschland im Atlantischen Bündnis: ihr Verteidi-
gungsbeitrag; ihr politischer und militärischer Einfluß in der NATO; die 
verteidigungspolitische Willensbildung im Spannungs- bzw. Verteidi-
gungsfall und die Kommandogewalt Ober die Bundeswehr; Primat der Po-
litik als Grundsatz 
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- die allgemeine Wehrpflicht und das Recht auf Verweigerung des Kriegs-
dienstes mit der Waffe aus Gewissensgründen in der Bundesrepublik 
Deutschland 
allgemeine Wehrpflicht: ihre politische, militärische und finanzielle 
Begründung (z. B. im Vergleich zu einer Berufsarmee); Dauer des Wehr-
dienstes; Wehrgerechtigkeit; Rechte und Pflichten des Wehrdienstlei-
stenden 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen: ihre Begründung; die 
politische Diskussion um das Anerkennungsverfahren; soziale Herkunft 
der Antragsteller; Zahl der Anträge und ihrer Genehmigungen; Dauer des 
Ersatzdienstes; Rechte und Pflichten des Ersatzdienstleistenden 

- Militärausgaben der Mitgliedsstaaten von NATO und Warschauer Pakt: 
Höhe, Struktur und Entwicklung der Aufwendungen, ihr Anteil am Brutto-
inlandprodukt; Schwierigkeiten eines Ost-West-Vergleichs 

- militärische Potentiale des Warschauer Paktes und der NATO im globa-
len und regionalen Vergleich (Daten, längerfristige Entwicklungen); 
zusammenhänge zwischen Potentialen, geostrategischen Bedingungen 
und militärischen Strategien; Schwierigkeiten des Kräftevergleichs 

- militärstrategische Konzeptionen der beiden Bündnisse 
Warschauer Pakt: Strategie der Vorwärtsverteidigung zur „Abwendung" 
des Krieges im Frieden und zur Herbeitohrung eines raschen Sieges auf 
dem Gebiet des Gegners im Kriegsfall 
NATO: Strategie der flexiblen Reaktion und der integrierten Vornevertei-
digung zur Kriegsverhütung durch Absch.reckung und zur Wiederherstel-
lung der Ausgangslage im Kriegsfall 

- die Militärstrategie der NATO in der Diskussion (keine öffentliche Strate-
giediskussion im Warschauer Pakt) 
a) Argumente für und gegen die Strategie der flexiblen Reaktion (z. B. 
bisheriger Abschreckungswert, Befähigung zu angemessener Reaktions-
weise; Finanzierbarkeit I z. B. Gefahr, daB Kriege in Europa führbar wer-
den, Eskalationsrisiko, Gefahr irrationalen Verhaltens, Rüstungsdyna-
mik) 
b) Vorschläge zur Erhöhung der Wirksamkeit der Strategie der flexiblen 
Reaktion (z. B. Verstärkung der konventionellen Komponente; Sicherung 
einer angemessenen Reaktion im eurostrategischen Bereich; Sicherung 
der Zweitschlagfähigkeit im interkontinentalstrategischen Bereich) 
c) alternative sicherheitspolitische Konzeptionen (z.B. atomwaffen-
freie Zone in Europa, Paktfreiheit beider deutschen Staaten, raumdek-
kende Verteidigung, soziale Verteidigung, einseitige Abrüstung) - Inhal-
te, Begründungen, kritische Einwände 

- Entspannungspolitik der Bundesrepublik Deutschland und der NATO: · 
insbesondere Ostverträge (Moskauer Vertrag, Warschauer Vertrag, 
Grundlagenvertrag) und KSZE - Interessen der vertragschließenden Par-
teien, Vertragsbestimmungen, Interpretationsunterschiede, Folgen 

- ROstungskontroll- und Abrüstungspolitik 
Rüstungskontrollabkommen (insbesondere: Atomtestvertrag, Nichtver-
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breitungsvertrag, Weltraumvertrag, Meeresbodenvertrag, B-Waffen-
Abkommen, SAL T 1 und II, KSZE) - Interessen der vertragschließenden 
Parteien, Vertragsbestimmungen, Probleme der Verifikation, Folgen 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsverhandlungen (insbesondere: MBFR, 
START, INF, KSZE/KVAE) - Interessen der Verhandlungspartner, Gegen-
stände, Verhandlungsschwierigkeiten, bisherige Ergebnisse 

- Pazifismus in der Bundesrepublik Deutschland: politische und gesell-
schaftliche Ursachen; Gruppen (Alters- und Sozialstruktur, religiöse und 
weltanschauliche Bindungen, Wertvorstellungen, Verständnis von Frie-
den und Politik, Programme, Aktionsformen), politische Folgen ihres Ein-
flusses 

B Erklärungsansätze 
- Theorie der kompromißfähigen und der systemischen Konflikte 
- Theorie vom Gleichgewicht der Kräfte 
- Konzept der Eindämmung (containment) 
- Konzept der Entspannung (detente) 
- lnterdependenztheorie (linkage - Theorem) 
- Bipolarismus 
- Disengagement 
- Konzept der Sicherheitspartnerschaft 
- Aussagen der Friedens- und Konfliktforschung 
- marxistische Geschichtstheorie 1) 

- Lenins Revolutions- und lmperialismuslehre 1) 

- sowjetische Koexistenzdoktrin 1) 

- Theorie der Abschreckung 
- Konzept der sozialen Verteidigung 

4. Internationale Krisen 
Das Zusammenleben der Menschen in einer Welt, in der souveräne Staaten 
und Staatengruppen Machtpolitik betreiben, ist im111er wieder von Krisen 
und Kriegen bedroht. Selbst Putsche und Revolutionen haben heute 
zumeist internationale Auswirkungen; denn zwischenstaatliche wie auch 
innerstaatliche Krisen berühren in der Regel fundamentale Interessen ande-
rer Staaten und vollziehen sich wegen der globalen Rivalität der Großmäch-
te und ihrer Bündnisse nicht außerhalb des Ost-West-Gegensatzes. Es 
besteht die Gefahr, daß sie sich ausweiten und bei den betroffenen Völkern 
Not und Elend verursachen. Die Entschärfung internationaler Krisen erfor-
dert nicht nur außerordentliches Geschick und verantwortungsbewußtes 
Handeln der Vermittler, sondern auch entsprechendes Verhalten der nicht-
beteiligten Nationen. 

') vgl. Lernfeld IV, B 
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Im Rahmen des Unterrichts zum Thema „Internationale Krisen" sollen die 
Schüler Ursachen von Krisen untersuchen, die auch in absehbarer Zukunft 
nicht zu beseitigen sein werden (z. B. bestimmte Wirtschaftsinteressen, 
ideologische Programme, machtpolitische Zielsetzungen, sozialrevolutio-
näre Bewegungen, religiöse Antriebe). In diesem Zusammenhang stellt sich 
die Frage, inwieweit sich das Aktionsfeld der rivalisierenden Großmächte in 
die Dritte Welt verlagert hat. 
Die Schüler sollen grundlegende Normen des Völkerrechts kennenlernen 
und Einblicke in die Schwierigkeiten ihrer Durchsetzung gewinnen. Sie müs-
sen sich mit den Bemühungen auseinandersetzen, internationale Krisen zu . 
bewältigen und nach Möglichkeit zu verhindern. Dabei lernen sie, die Wirk-
samkeit des bereits entwickelten Instrumentariums zur Krisenbewältigung 
einzuschätzen und die Bedeutung einer partiellen Interessenidentität der 
Großmächte und ihrer Kooperationsbereitschaft zu ermessen. Darüber hin-
aus müssen sich die Schüler mit der Frage auseinandersetzen, in welchem 
Maße sich angesichts weltweiter Interdependenzen andernorts auftretende 
Krisen auf die Politik der Bundesregierung und auf das Leben der Bürger 
auswirken. 
Diese Gesichtspunkte wird der Lehrer im Rahmen der Analyse einer oder 
mehrerer Krisen erörtern lassen. Die unten aufgeführten Sachaspekte las-
sen die Wahl des Konflikts offen. 
Es ist wichtig, daß die Schüler angesichts ihnen fremder Denkweisen und 
Wertorientierungen der am Konflikt beteiligten Akteure nicht vorschnell ihre 
eigenen Anschauungen und Maßstäbe zur Bewertung heranziehen, sondern 
sich um das Verständnis der Besonderheiten bemühen. In vielen Staaten 
gilt der Krieg noch immer als legitimes Mittel der Politik. Die Schüler sollen 
ermessen, wie notwendig und schwierig zugleich es ist, den Frieden unter 
Beachtung realer Gegebenheiten zu erstreben. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
- internationale Krise - Begriff und Erscheinungsformen (z. B. wirtschaft-

liche, politische, militärische Drohungen, Blockade, Verletzung der terri-
torialen Unversehrtheit eines Staates, Intervention, Invasion, Annexion, 
Unabhängigkeitskampf, Revolution, Putsch, Bürgerkrieg) 

- Ursachen internationaler Krisen: machtpolitische Ursachen (z. B. territo-
riale Ansprüche, Erweiterung bzw. Aufrechterhaltung von Einflußsphä-
ren, Hegemoniestreben, Imperialismus, Prävention, Unabhängigkeitsbe-
strebungen, Erkämpfung politischer Rechte); weltanschauliche Ursa-
chen (z. B. Systemkonflikt, Nationalismus, Rassismus, religiöse Überzeu-· 
gungen); ökonomische Ursachen (z. B. Zugang zu wichtigen Ressourcen 
und Märkten, Störung des Handels}; soziale Ursachen (soziale Spannun-
gen und ihre Beeinflussung durch andere Staaten) 

- Einflüsse der Großmächte auf die Entstehung bzw. Verschärfung interna-
tionaler Krisen: ideologische Positionen und Interessenlagen der Groß-
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mächte; Formen der Unterstützung der Konfliktparteien durch die Groß-
mächte (z. B. diplomatische Unterstützung, Finanzhilfe, Wirtschaftshilfe, 
Waffenlieferungen, Beteiligung an der militärischen Ausbildung, Entsen-
dung von Truppen); Risiken des Eingreifens der Großmächte 

- Androhung bzw. Anwendung von Gewalt und Gewaltverbot im Völker-
recht (insbesondere: Charta der Vereinten Nationen, UN-Deklaration Ober 
die Grundsätze des Völkerrechts für freundschaftliche Beziehungen und 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten [1970], Aggressionsdefinition der 
UNO [1974], Interventionsdeklaration der UNO [1982], Manila-Deklaration 
der UNO [1982]); unterschiedliche Deutung und Respektierung der völker-
rechtlichen Normen durch die Staaten der Welt 

- revolutionäre Kriege (Befreiungskriege) als häufigste Erscheinungsform 
gegenwärtiger internationaler Krisen: Ziele (z. B. Überwindung sozialer 
Ungerechtigkeit, Sturz von Diktaturen, Beseitigung von Fremdherrschaft, 
Aufhebung von Rassendiskriminierung); Konfliktparteien und ihre Pro-
gramme; Strategien und Taktiken (insbesondere des Guerillakampfes); 
Wirk.samkeit und Folgen revolutionärer Kriegsführung 

- die Rolle der UNO bei der Sicherung des Weltfriedens: Organe (General-
versammlung, Sicherheitsrat, Generalsekretär, Internationaler Gerichts-
hof) und ihre Kompetenzen; politische Willensbildung; Wirksamkeit und 
Grenzen der friedenstiftenden Funktion der UNO 

- regionale Organisationen (z. B. OAS, OAU) als Schlichter 
- Vereinbarungen zwischen den USA Und der Sowjetunion - ggf. unter 

Beitritt anderer Staaten - zur Begrenzung der Gefahr eines Atomkrieges 
(insbesondere: Vertrag Ober die Nichtweiterverbreitung nuklearer Waffen 
[1970], Grundsatzerklärung Ober die amerikanisch-sowjetischen Bezie-
hungen [1972]); Bedeutung und Bewährung; Ansätze zur Weiterentwick-
lung der Vereinbarungen 

- Krisenmanagement (insbesondere der Großmächte): Begriff und Funk-
tion; Bedingungen (z. B. rationales Verhalten der Beteiligten, Kompro-
mißbereitschaft, annäherndes Machtgleichgewicht der streitenden Par-
teien); Methoden (z. B. Diplomatie, Nutzung unüblicher Kommunikations-
kanäle, eindeutige Signale, gestufte Angebote bzw. Drohungen, Vermei-
dung offener Gewalt, vertrauensbildende Maßnahrnen, Wirtschaftshilfe, 
militärische Präsenz der Großmächte oder ihrer Stellvertreter); Risiken 
(z. B. Verlust des innen- und außenpolitischen Ansehens der vermitteln-
den politischen Repräsentanten, Gefahr für den vermittelnden Staat, 
zunehmend in den Konflikt verwickelt zu werden); Erfolge und Mißerfolge 

- Verlauf und Ergebnisse internationaler Krisen (am gewählten Beispiel) 
- Flüchtlingsströme als Erscheinung internationaler Konflikte: Zahlen, 

Gründe für die Fluchtbewegungen, internationale Hilfen, Aufnahmelän-
der, Asylrecht, soziale und politische Situation der Flüchtlinge 

- Betroffenheit der Bundesrepublik Deutschland von internationalen Kri-
sen: Bedrohung der äußeren Sicherheit, Gefährdung der Energieversor-
gung, der Rohstoffversorgung und des Handels, Schwächung der Posi-
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tion des Westens im Systemkonflikt, Gefährdung deutscher Staatsbür· 
ger, politische und wirtschaftliche Beteiligung an der Konfliktbeilegung 

B Erklärungsansätze 
- Aussagen der realistischen Theorie der internationalen Politik 
- Theorie der kompromißfähigen und systemischen Konflikte 
- Bipolarismus 
- Konzept der Eindämmung (containment) 
- Konzept der Entspannung (detente) 
- Konzept der kollektiven Sicherheit 
- Theorie des Gradualismus 
- Aussagen der Friedens· und Konfliktforschung 
- marxistische Geschichtstheorie 1) 

- Lenins Revolutions· und lmperialismuslehre 1) 

- Lenins Lehre vom Krieg und Frieden 1) 

- sowjetische Koexistenzdoktrin 1) 

- Lehren revolutionärer Befreiungsbewegungen 
- Maos Bürgerkriegstheorie 
- Che Guevaras Guerillastrategie 

5. Die USA als Führungsmacht des Westens 
Nach dem Ende des zweiten Weltkriegs haben die USA die Rolle der westli· 
chen Führungsmacht im Ost-West-Konflikt übernommen. Um die Souveräni· 
tät zu erlangen und ihre Unabhängigkeit zu sichern, ist die Bundesrepublik 
Deutschland dem Atlantischen Bündnis beigetreten; sie ist seither auf viel· 
fältige Weise mit den Vereinigten Staaten von Amerika verbunden. 
Auf der Grundlage eines breiten Spektrums gemeinsamer Wertvorstellun· 
gen, Überzeugungen und Interessen haben sich im Laute der Jahrzehnte die 
politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Beziehun· 
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA intensiv ent· 
wickelt. In dieser engen Partnerschaft und Zusammenarbeit vertritt die Bun· 
desrepublik Deutschland gegebenenfalls auch Positionen, die von amerika· 
nischen Auffassungen abweichen. Die dabei entstehenden Gegensätze ver-
langen nach Interessenausgleich. 
Für die Bürger der Bundesrepublik Deutschland ist es von erheblicher 
Bedeutung, Ober präzise Kenntnisse hinsichtlich der USA zu verfügen und 
zu wissen, wie die Führungsmacht ihre Politik gestaltet. 
Im Unterricht zum Thema „Die USA als Führungsmacht des Westens" sollen 
die Schüler die Grundzüge der amerikanischen Außenpolitik unter den 
Bedingungen des atomaren Patts der Weltmächte erfassen. Dabei muß 
auch die sowjetische Außenpolitik in den Blick genommen werden, die sich 

') vgl. Lernfeld IV, B 
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global in Konkurrenz zu der amerikanischen befindet. Eine Verbindung zu 
Lernfeld IV ist sinnvoll; ebenso lassen sich Bezüge zu Lernfeld V, 2 („Politik 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern") her-
stellen. 
zentrales Anliegen des Unterrichts ist die Frage nach den Auswirkungen 
weltweiter amerikanischer Außenpolitik auf die Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Zum Verständnis der amerikanischen Politik ist es erforderlich, die Vielfalt 
ihrer Aktionsfelder zu erkennen. Jede Region, jeder Staat, der hier in 
Betracht kommt, hat eigene soziale, wirtschaftliche, politische Strukturen 
und Probleme. Der Unterricht soll die Schüler an unterschiedlichen Beispie-
len zur Auseinandersetzung mit Grundsätzen, Schwerpunkten, Strategien 
und Aktionsweisen der amerikanischen Weltpolitik anleiten. Das innere 
System der USA - Politik, Wirtschaft und Gesellschaft - sollte nur soweit 
bearbeitet werden, wie es zum Verständnis außenpolitischer Entscheidun-
gen notwendig ist. 
Schließlich sollen die Schüler das Bild Amerikas in der Welt reflektieren und 
die jeweilige Sicht in ihrer politischen Wirkung bedenken. 

Inhalte 
A Sachaspekte 
- Schritte der USA zur Weltmacht: wirtschaftlicher Imperialismus der USA 

in Lateinamerika und im Pazifik am Ende des 19. Jahrhunderts, Kriegszie-
le und Politik der USA im Ersten und Zweiten Weltkrieg 

- Übernahme der Rolle der westlichen Führungsmacht im ausbrechenden 
Ost-West-Konflikt: 
Gründe: 
die sowjetische Machtpolitik und die kommunistische Expansion in 
Europa und Asien (1945- 49) im Konflikt mit amerikanischen Zielvorstel-
lungen (insbesondere: die Sowjetisierung Ostmitteleuropas, der Bürger-
krieg in Griechenland, die Blockade Berlins, der Bürgerkrieg in China); 
die der kommunistischen Politik zugrunde liegende.Ideologie (insbeson-
dere Lenins Revolutions- und Staatslehre); 
politische Maßnahmen (Truman-Doktrin, Marshallplan, Berliner Luftbrük-
ke, Gründung der NATO und der SEATO, Unterstützung der Kuomintang) 
und ihre Wirkungen 

- Machtpotential der USA: Wirtschaftskraft (Bruttoinlandsprodukt; Daten 
zur Agrarproduktion, zur industriellen Produktion und zu den Boden-
schätzen im Vergleich zu anderen Staaten der Welt); Forschung und 
Technologie; Bildung; Militär (Daten zu Umfang und Ausrüstung der 
Streitkräfte, zum Nuklearpotential und zum Verteidigungshaushalt -
insbesondere im Vergleich zur Sowjetunion) 

- Willensbildung und außenpolitische Entscheidung im politischen 
System der USA: 
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der politische Prozeß: die Parteien (ihre geringe programmatische Bin· 
dung, ihre lockere Struktur), Interessengruppen und Verbände (Art und 
Ausmaß ihres Einflusses); 
das Regierungssystem: strikte Trennung von Legislative und Exekutive 
als Strukturmerkmal (Präsidialsystem), Rechte und Aufgaben der Legis-
lative und der Exekutive in der Außenpolitik, Macht der Parlamentsaus· 
schosse, geringe Fraktionsdisziplin, starke Bindung der Abgeordneten 
an regionale und partikulare Interessen, Kampf des Parlaments um die 
außenpolitische Führung, Bedeutung des Senats für die Kontinuität der 
Außenpolitik, Rolle des Nationalen Sicherheitsrates 

- einander widerstreitende außenpolitische Grundsätze der USA: z. B. Aus-
breitung der Menschenrechte und der westlichen Demokratie in der Welt, 
Ausdehnung wirtschaftlicher Aktivität der Amerikaner, Durchsetzung 
internationalen Freihandels, nationale Sicherheit, Abwehr des Vordrin· 
gens des Kommunismus in der Welt, „Amerika den Amerikanern", Isola-
tionismus, Pragmatismus, Idealismus 

- Strategien und Instrumente der USA in der Weltpolitik (mit Bezug auf die 
Strategien und Instrumente der sowjetischen Außenpolitik, vgl. Lernfeld 
IV, A 7): insbesondere 
Absprachen, Verträge und Bündnisse mit westlichen Demokratien und 
mit Militärregimen; 
politische Konfrontation bzw. politischer Dialog, Verträge und Wirt· 
schaftsbeziehungen mit sozialistischen Staaten; 
Hilfsmaßnahmen zur Lösung sozialer und wirtschaftlicher Probleme und 
zur Förderung politischer Stabilität vor allem in Staaten, die von kommu-
nistisch beeinflußten Revolutionen und Bürgerkriegen bedroht sind; dif· 
ferenzierte Haltung gegenüber Unabhängigkeitsbewegungen in Kolonial· 
gebieten und gegenüber demokratischen Bewegungen in Militärregimen; 
politische und militärische Unterstützung von befreundeten Regierungen 
sowie Sicherung amerikanischer Wirtschaftsinteressen und strategi· 
scher Positionen (insbesondere militärische Beratung, Waffenlieferun-
gen, Flottenpräsenz, militärische Intervention) 

- Bedingungen für die Weltpolitik der USA: Ost-West-Konflikt, atomares 
Patt, Entkolonialisierung, Nord-Süd-Konflikt, Militärregime, chinesisch· 
sowjetischer Dualismus, Reislamisierung etc. 

- Felder der Außenpolitik der USA: Lateinamerika („Hinterhof"), Europa, 
Nahost, Asien, Afrika; spezifische Ziele, Interessen, politische Aktionen, 
Erfolge bzw. Mißerfolge amerikanischer Außenpolitik in diesen Regionen 
an ausgewählten repräsentativen Beispielen 

- Auslandshilfe der USA: Volumen, Spektrum der Maßnahmen, bevorzugte 
Regionen; politische Auseinandersetzung um die Auslandshilfe im Kon· 
greß 

- deutsch-amerikanische Beziehungen: 
politische Beziehungen: Grundlagen (fortdauernde Zuständigkeit der Sie· 
germächte des zweiten Weltkriegs für Fragen, die Deutschland als Gan· 
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zes betreffen; Rechte der Siegermächte in Berlin und westliche Sicher-
heitsgarantien für West-Berlin; Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland seit den Pariser Verträgen; Mitgliedschaft der USA und der 
Bundesrepublik in der NATO; Stationierung amerikanischer Truppen in 
der Bundesrepublik), gemeinsame bzw. gegensätzliche Interessen und 
Interessenausgleich, Konsultationen und Abkommen, Positionen der 
deutschen Parteien sowie Positionen der amerikanischen Regierung und 
Öffentlichkeit zum deutsch-amerikanischen Verhältnis; 
wirtschaftliche Beziehungen: Struktur und Umfang der Handelsbeziehun-
gen und des Kapitalverkehrs; Handelshemmnisse; 
kulturelle Beziehungen 

- das Bild der Amerikaner in der Welt, insbesondere in der Bundesrepublik 
Deutschland: Einstellungen im Wandel; Vorurteile - Gründe, Möglich-
keiten zu ihrem Abbau 

B Erklärungsansätze 
- Aussagen der realistischen Theorie der internationalen Politik 
- Theorie der kompromißfähigen und der systemischen Konflikte 
- Bipolarismus 
- Theorie des Freihandels 
- Konzept des präsidentiellen Regierungssystems 
- Aussagen der Entscheidungstheorie 
- Konzept der Eindämmung (containment) 
- linkage-Theorem 
- dependenztheoretische Aussagen 
- marxistische Geschichtstheorie 1) 

- Lenins Revolutions- und lmperialismuslehre 1) 

- sowjetische Koexistenzdoktrin 1) 

- Lehren revolutionärer Befreiungsbewegungen 
- Maos Bürgerkriegstheorie 
- Aussagen der Friedens- und Konfliktforschung 
- Aussagen der Vorurteilsforschung 

') vgl. Lernfeld IV, B 
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4 Die Arbeit in der Vor· und Kursstufe 
Der Unterricht der Vorstufe hat die Aufgabe, die Schaler in die Arbeitswei-
sen der gymnasialen Oberstufe einzufahren. 
Er muß ihnen eine vertiefende Sicht politischer Probleme erschließen und 
sie ansatzweise mit ideologischen Konzeptionen und fachwissenschaftli-
chen Fragestellungen bekannt machen. In diesem Zusammenhang müssen 
die Schaler lernen, die ihnen aus dem Sozialkundeunterricht vertrauten 
Kategorien der politischen Analyse systematisch anzuwenden. 
Auf sorgfältigen Umgang mit der Fachsprache ist besonderer Wert zu legen. 
Es ist darauf zu achten, daß die Schaler Begriffe, die sie verwenden, definie-
ren können und daß sie vorhandene Nuancen und Mehrdeutigkeiten erken-
nen. Sie sollen gezielt angeleitet werden, ihren fachspezifischen Wort-
schatz zu erweitern und sich eine Ausdrucksweise anzueignen, durch die 
politische Sachverhalte treffend und verständlich bezeichnet werden. 
Des weiteren müssen die Schüler Methoden zur Erschließung von Materia-
lien kennenlernen und schrittweise Oben. Sie sollen allmählich befähigt 
werden, sich zu politischen Fragen - in Schrift wie in freier Rede - aus-
führlich und geordnet zu äußern; insbesondere brauchen sie Anleitung zu 
fachgerechter Anfertigung von Referaten, Protokollen und Klausuren. 
Darüber hinaus sollen die Schüler punktuell erfahren, wie in Leistungskur-
sen gearbeitet wird. Beispielsweise können sie ein Problem Ober einige 
Unterrichtsstunden hin selbständig - unter Einbeziehung von Sekundärli-
teratur - bearbeiten. 
Wann immer notwendig, sollte den Schülern Gelegenheit gegeben werden, 
Vorkenntnisse zu festigen und Wissenslücken zu schließen. Dies gilt ganz 
besonders für Sachkenntnisse, die die Schüler beim Thema „Die Deutsche 
Frage" aus dem Geschichtsunterricht verfügbar haben sollten. 
In der Kurss.tufe sollen die Schüler befähigt werden, die Verfahren, in die sie 
durch den Unterricht der Vorstufe eingeführt worden sind, zunehmend selb-
ständig anzuwenden. Sie sind weiterhin auf Förderung im methodischen 
Bereich angewiesen. Methodenreflexion soll die Erarbeitung der inhaltli-
chen Fragen und Probleme im Unterricht der Kursstufe kontinuierlich 
begleiten. 
Im Rahmen der Zielsetzungen der gymnasialen Oberstufe haben sowohl 
Grund· als auch Leistungskurse des Faches Gemeinschaftskunde die Auf-
gabe, eine politische Grundbildung zu vermitteln; deshalb sind in beiden 
Kurstypen Probleme und Sachverhalte nachdrücklich unter dieser Zielset- · 
zung auszuwählen und zu erarbeiten. 
Hinsichtlich des Umfangs und des intellektuellen Niveaus der zu vermitteln-
den Kenntnisse und Einsichten, der Intensität der fachmethodischen Schu-
lung, der Betonung der exemplarischen bzw. systematischen Betrachtungs-
weise, des Ausmaßes an Selbständigkeit der Schüler bei der Planung und 
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Durchführung von Unterrichtsvorhaben etc. unterscheiden sich beide Kurs-
arten nur graduell. Die folgenden als Beispiele aufgeführten Gesichtspunk-
te mögen dem Lehrer bei d.er Gestaltung von Grund- und Leistungskursen 
im Fach Gemeinschaftskunde zur Orientierung dienen: 

Grundkurs 

Begrenzung des Themas auf wenige 
zu untersuchende Aspekte 

stärkere Vorgaben zur Zerlegung 
des Problems und zur Akzentset-
zung 

vornehmlich sukzessives Erarbeiten 
von Teiltragen 
Betrachtung weniger (in der Regel 
zweier) kontrastierender Positionen 
gelegentlich vergleichendes Vor-
gehen 
sachgerechtes Anwenden von poli-
tischen Fachbegriffen; Verstehen 
von Begriffen 

Prüfung von Aussagen auf ihre Ent-
stehung und Begründung 

Anwendung von Erklärungsansät-
zen und Reflexion der Reichweite 
von Teilaussagen 

gelegentliche Berücksichtigung von 
Sekundärliteratur 
Kurzreferat nach vorgegebenen 
Schwerpunkten der Betrachtung 
(zumeist stärker informierend als 
problematisierend) 
Vor- und Nachbereitung von Einzel-
aspekten in Hausarbeit - in der Re-
gel von Stunde zu Stunde 
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Leistungskurs 

Eingrenzung des Themas, so daß 
mehrere Aspekte zur Betrachtung 
herausfordern 
offener Zugang zu den Problemen; 
freiere Wahl von Schwerpunkten 
und Fragestellungen durch die 
Schüler 
Durchdringen eines komplexeren 
Problems 
Auseinandersetzung mit einem 
Spektrum von Positionen 
häufigeres und umfassenderes Ver-
gleichen 
Erarbeiten und Erläutern von Begrif-
fen unter Einbeziehung ihres theore-
tischen Umfeldes und ihres Bedeu-
tungswandels 
Prüfung von Aussagen im Zusam-
menhang mit ihren theoretischen 
Grundlagen und ihrer Entstehung 
Ermessen der Reichweite und der 
Besonderheiten politischer und wis-
senschaftlicher Erklärungsansätze 
und Theorien 
stärkeres Einbeziehen von Sekun-
därliteratur 
informierendes und problematisie-
rendes Referat, das mehrere Posi-
tionen aufnimmt 

längerfristige Hausaufgaben, die 
mehrere Aspekte enthalten und eine 
selbständigere Strukturierung erfor-
dern. 



5 Unterrichtsverfahren 

5.1 Grundsätze 

Um Schüler dafür zu gewinnen, sich mit Konzeptionen und Vorgängen in 
Politik, Gesellschaft und Wirtschaft auseinanderzusetzen, ist es erforder-
lich, die Bedeutsamkeit des jeweiligen Unterrichtsgegenstandes zu thema-
tisieren. Sie müssen erfassen, in welchem Maße sie und andere Menschen 
von den Problemen, die im Unterricht erörtert werden, jetzt und in Zukunft · 
betroffen sind. 
Der Lehrer wird die Einstellungen und Vorkenntnisse der Schüler zum Unter-
richtsgegenstand ermitteln und sie zum Ansatz der gemeinsamen Arbeit 
machen. Er wird die Schüler mit ihren eigenen sachlichen Anliegen ernst 
nehmen. Daher genügt es nicht, daß er seinen Kursvorschlag begründet; 
vielmehr sollte er ihn für Wünsche und Anregungen der Schüler offenhalten. 
Gerade im Fach Gemeinschaftskunde vermögen die Schüler aufgrund viel-
fältiger Vorinformationen, die sie vor allem durch die Medien erhalten, sinn-
voll mitzuplanen. Dabei bleibt die Aufgabe des Lehrers unberührt, die fachli-
che Fundierung des Unterrichts zu sichern und mit geeigneten didaktischen 
und methodischen Maßnahmen für eine möglichst starke Förderung der 
Schüler zu sorgen. Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu seiner Pla-
nung wird er auf ihre Vertretbarkeit hin prüfen. 
Seine fachliche Überlegenheit wird der Lehrer so zur Geltung bringen, daß 
die Schüler angeregt werden, sich zu informieren und sich mit den Unter-
richtsgegenständen gründlich zu beschäftigen. Dazu sind offene Unter-
richtssituationen notwendig, in denen Einsichten reifen können. Gleichwohl 
muß der Lehrer dafür sorgen, daß der Unterricht ergiebig bleibt; er hat Ziel-
setzungen im Auge zu behalten und auf Anforderungen zu achten. 
Da die Schüler zu der Erkenntnis geführt werden sollen, daß es in einer plu-
ralistischen Demokratie immer unterschiedliche Ansichten zur Lösung 
eines politischen Problems gibt, und da sie lernen sollen, sich mit anderen 
Meinungen begründet auseinanderzusetzen, bevor sie zu eigener Bewer-
tung gelangen, muß der Unterricht von diesen Gedanken geprägt sein. Es 
kommt nicht nur darauf an, daß die Schüler die Möglichkeit erhalten, ihre 
Meinungen frei zu äußern; vielmehr muß dafür gesorgt werden, daß ein 
gewisses Spektrum von Deutungen und Überzeugungen im Unterricht zur 
Geltung kommt. Neigt eine Lerngruppe zu Einseitigkeit, so ist es Aufgabe 
des Lehrers, Gegenpositionen oder mehrdimensionale Sichtweisen einzu-
führen und zur Diskussion zu stellen. 
Mit seiner eigenen Stellungnahme zu politischen oder gesellschaftlichen 
Fragen sollte sich der Gemeinschaftskundelehrer nicht zurückhalten; denn 
er muß in vorbildlicher Weise zeigen, daß er zu politischem Urteil bereit ist. 
Allerdings wird er sich des Abhängigkeitsverhältnisses, in dem die Schüler 
zu ihm stehen, bewußt sein. Er wird darauf achten, daß sein Standpunkt und 
seine Maßstäbe nicht in den Vordergrund treten. Sie müssen vielmehr als 
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eine Möglichkeit unter anderen dargestellt und der freimütigen Kritik ausge-
setzt werden. Gerade im Fach Gemeinschaftskunde sollte der Lehrer bereit 
sein, selbst Offenheit und Lernbereitschaft zu zeigen. 
Der Gemeinschaftskundeunterricht soll zu politischer Beteiligung erziehen, 
doch ist es nicht Aufgabe des Lehrers, Schüler gezielt zu politischen Aktio-
nen zu ermuntern. Schule mit öffentlichem Bildungsauftrag dient nicht ein-
seitig politischen Interessen oder politischen Zielsetzungen; sie hat Ten-
denzen zur Agitation entgegenzuwirken und - ganz besonders in der gym-
nasialen Oberstufe - Rationalität zu fördern. Nur im begrenzten innerschu-
lischen Bereich können politische und soziale Handlungen, die die Schule 
ermöglicht oder zu denen sie auffordert, pädagogischen Sinn haben - etwa 
wenn ein innerschulischer Konflikt als Lern- und Übungsmöglichkeit 
genutzt werden soll oder wenn eine im Unterricht entstehende Ausstellung 
zu politischen oder sozialen Themen Anlaß zu besonders intensiver 
Beschäftigung mit Unterrichtsgegenständen gibt. Notwendig ist jedoch, 
daß eine eingehende gedankliche Erörterung das Handeln begleitet, wobei 
der Lehrer wiederum sicherzustellen hat, daß - im Rahmen der Grundwerte 
unserer Verfassung - Argumente und Gegenargumente zur Geltung kom-
men. 
Durch seinen Erziehungsstil, seinen Umgang mit anderen Auffassungen 
und sein Verhalten gegenüber politischen und sozialen Normen kann der 
Lehrer wesentlich dazu beitragen, daß die Schüler ihrerseits demokrati-
sches Verhalten entwickeln. 

5.2 Methoden 

Die Unterrichtsmethoden lassen sich nach Unterrichtsformen auf der einen 
Seite und Aktionsformen auf der anderen Seite unterscheiden. Zu den 
Unterrichtsformen gehören im wesentlichen der Lehrgang, das Plan- bzw. 
das Rollenspiel und das Projekt. Sie bestimmen in methodischer Hinsicht 
die Unterrichtsarbeit im großen. Die Aktionsformen (Gesprächsformen und 
Darbietungsformen) gehören zur Mikrostruktur des Unterrichts; sie kenn-
zeichnen Methoden der Zusammenarbeit zwischen Lehrer und Schülern, die 
in jeder Unterrichtsform sinnvoll verwendet werden können. Der Gemein-
schaftskundeunterricht ist nicht auf eine Unterrichtsform und nicht auf 
bestimmte Aktionsformen festgelegt. Der Lehrer muß die Vielfalt möglicher 
Unterrichtsmethoden beachten und bei seiner Unterrichtsplanung eine 
begründete Auswahl treffen. 
Jede Unterrichtsform wie auch jede Aktionsform steht in Bezug zu bestimm-
ten pädagogischen Absichten. Ihre Wahl ist von der Überlegung bestimmt, 
welche Intentionen in den Vordergrund treten sollen. 
Die Unterrichtsmethode soll dazu beitragen, daß Schüler 
- sich zunehmend selbständig politischen Problemen zuwenden 
- angeregt werden, Fragen und Kritik zu äußern 
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- lernen, nichtgesicherte Meinungen und Behauptungen abzuweisen und 
Aussagen zu belegen 

- sich im Argumentieren Oben 
- in Auseinandersetzung mit politisch Andersdenkenden demokratischen 

Stil pflegen 
- sich in Rollen und Aufgaben politischer Akteure hineinversetzen 
- mit Effektivität lernen 
u.a.m. 

Unterrichtsformen 
Unter den Organisationsbedingungen der Schule hat der durch Zielvorga-
ben des Lehrers verhältnismäßig stark vorstrukturierte Lehrgang traditionell 
ein Übergewicht, auch im Fach Gemeinschaftskunde. Bei seiner Gestaltung 
gibt es zahlreiche Kombinationsmöglichkeiten zwischen der Analyse von 
Fällen und der Erarbeitung größerer zusammenhänge. Die Fallanalyse ist 
dem exemplarischen Prinzip verpflichtet und bezieht sich stets eng auf die 
politische und soziale Wirklichkeit, während die Betrachtung größerer 
zusammenhänge von dem Interesse an Systematisierung und an gedankli-
cher Ein- und Zuordnung politischer und sozialer Erscheinungen geleitet 
wird. Gefahr der Lehrerdominanz kann vermieden werden, wenn der Unter-
richt Grundsätzen des entdeckenden Lernens Rechnung trägt und wenn die 
Schüler Möglichkeiten erhalten, Themen weitgehend selbständig zu bear-
beiten. 
Mit Hilfe des Planspiels lassen sich insbesondere politische, wirtschaftli-
che oder soziale Handlungsabläufe und Entscheidungsprozesse für die 
Schüler verständlich machen. Die Simulation der Wirklichkeit kann zusam-
menhänge und Schwierigkeiten bei Entscheidungen erfahrbar und eindring-
licher bewußt werden lassen. 
Das Rollenspiel sensibilisiert Schüler realitätsnah für Zwänge und Interes-
senbindungen, in denen politisch und sozial Handelnde stehen. Wie das 
Planspiel erweitert es Erfahrungen und stärkt die Selbständigkeit der Schü-
ler. Ein Nachteil ist allerdings bei beiden Spielformen nicht zu übersehen: 
Es können auf diese Weise nur eng begrenzte Themen und Problemstellun-
gen behandelt werden. Die Zeit, die man für solche Unterrichtsformen auf-
wendet, muß in Relation zur Kursdauer vertretbar sein. 
Das Projekt ist dadurch gekennzeichnet, daß sich die Lerngruppe einer Auf-
gabe annimmt, bei der sie die Reflexion mit praktischer Tätigkeit verbindet. 
Wenn die organisatorischen Voraussetzungen gegeben sind, bieten sich für" 
die Projektmethode im Gemeinschaftskundeunterricht thematisch viele 
Möglichkeiten: Die Schüler können beispielsweise eine Ausstellung veran-
stalten, eine Dokumentation veröffentlichen, eine Schülerzeitschrift gestal-
ten, einen Film drehen. Vorhaben dieser Art können die Schaler stark moti-
vieren und zu intensiver Beschäftigung mit praktischen Fragen der Einfluß-
nahme in Politik und Gesellschaft veranlassen. Gegenüber dem Lehrgang 
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Ist das Projekt sehr zeitaufwendig. Es enthält besondere Schwierigkeiten In 
der zumeist recht hohen Komplexität der Probleme und vermag In der Regel 
nur ausschnltthaft zu Erkenntnissen zu fahren. 

Aktionsformen 
Im Fach Gemeinschaftskunde haben Gespräche, ob Im Plenum, in der 
Kleingruppe oder nur mit dem Partner, einen besonderen Stellenwert. Sie 
sind im allgemeinen materlalbezogen und dienen der kritischen Urtellsbil· 
dung. Die Schaler lernen in den Gesprächen, aufeinander zu hören, auf 
Argumente einzugehen, eigene Standpunkte zu begründen und Behauptun· 
gen zu belegen. Bel geeigneten Themen sollte Schülern die Gesprächslei· 
tung Obertragen werden: 
Zu den Darbietungsformen zählen der Lehrervortrag, das SchOlerreferat, 
FilmvorfOhrungen, Fernseh- und Rundfunkübertragungen u. a. m. 
Der Lehrervortrag bietet sich Im Gemeinschaftskundeunterricht immer 
dann an, wenn Hintergrundinformationen In knapper und klarer Form rasch 
verfOgbar sein sollen; er fordert von den Schalem konzentriertes Zuhören -
eine Fähigkeit, die zu erreichen auch ein Ziel des Gemeinschaftskundeun-
terrichts ist - und gibt ihnen die Möglichkeit, Rockfragen zu stellen. Es ist 
fOr die Schaler von Vortell, wenn der Vortrag optisch unterstotzt wird. In der 
Regel sollte er mit einer Auswertungsaufgabe verbunden sein. 
Schülerreferate dienen der Orientierung Ober Sachverhalte und zusammen-
hänge und können durch Vorstellung von Problemen oder Problemlösungen 
Diskussionen in Gang setzen. FOr die beauftragten Schaler haben sie 
zumeist einen hohen Erkenntnis- und Erfahrungswert; fOr die Obrlge Lern-
gruppe sind sie jedoch in der Regel nur fruchtbar, wenn sie thematisch und 
zeiUich eng begrenzt und mit den Referenten grOndllch vorbesprochen wor· 
den sind. 
Der Film kann in vielerlei Gestalt - Lehrfim, Dokumentarfilm, Spielfilm, 
Kurzfilm, Werbe- oder Propagandafllm - sinnvoll fOr die Unterrichtsarbeit 
genutzt werden, sei es zur Motivierung, zur Illustration oder zur Wlederho· 
lung und Festigung des Erarbeiteten. Dabei Ist zu beachten, daß die Schaler 
durch umfangreiche Medienerfahrungen vorgeprägt sind. Dokumentarfllme 
und Fernsehübertragungen können ein Stack politischer oder geseilschaft· 
licher Realität in den Unterricht holen; sie erweitern die Erfahrungen der 
Schüler. Ähnlich wie literarische Texte können Spielfilme den Schülern auf 
besonderem Wege Zugang zu politischen Problemen bieten, Indem sie bei· 
spielsweise Atmosphärisches vermitteln, politische Verhältnisse lndlvldua· 
lisieren und In Handlungsabläufe umsetzen etc. Eine Schwierigkeit unter· 
richtllcher Nutzung liegt in der Länge der Filme. Je länger ein Fiim Ist, desto 
mehr Eigengewicht erhält er. Daher wird der Lehrer Fiime, die er zu verwen-
den gedenkt, medlendidaktlsch sorgfältig OberprOfen. Er wird eventuell 
einen Arbeitsbogen erstellen. Unabdingbar Ist es, den Schülern Im 
Anschluß an den Film Zeit zur Interpretation zu geben. Dabei muß es das 
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Bestreben des Lehrers sein, die Schüler Gestaltungsmittel und Wirkungs· 
weisen erfassen zu lassen. 
Eine weitere wichtige Methode des Gemeinschaftskundeunterrichts stellen 
Begegnungen mit der Wirklichkeit in Staat und Gesellschaft dar. Zu denken 
ist an die Teilnahme an einer Gerichtsverhandlung oder an einer Landtags· 
sltzung, an Studienreisen nach Bonn, nach Berlin oder In die DDR, an den 
Besuch einer Behörde (z.B. des Arbeitsamtes), einer Bundeswehreinheit, 
einer Verbands· oder Gewerkschaftsgeschäftsstelle, eines Produktlonsbe· 
trlebes, der Börse, einer Ausstellung etc. Das direkte Erlebnis vermittelt · 
nicht nur Erkenntnisse aus erster Hand, sondern auch Erfahrungen und regt 
die Schüler besonders dazu an, sich mit der jeweiligen Problematik intensiv 
auseinanderzusetzen. Auf eine gründliche Vorbereitung und Auswertung 
der Begegnungen ist Wert zu legen. 

5.3 Arbeltsmlttel 

Neben Schulbüchern kommen als Arbeitsmittel tor den Gemeinschaftskun· 
deunterricht zahlreiche weitere Materialien In Betracht, beispielsweise 
Gesetzes- und Vertragstexte, Parlaments· und Verhandlungsprotokolle, Ver· 
lautbarungen von Regierungen, Kommuniques von Konferenzen, Gerichts· 
urteile, Veröffentlichungen von Parteien und Verbänden, Stellungnahmen 
von Einzelpersonen, wissenschaftliche Texte. Besonders wichtig sind Zei· 
tungstexte, denn die Schaler sollen sich an die regelmäßige kritische LektO· 
re von Zeitungen gewöhnen. Daneben sind Bilder, Karikaturen, Plakate, Ton· 
dokumente und Filme, Fernsehübertragungen, Statistiken, Graphiken, Kar· 
ten, Auszüge aus zeitgeschichtlicher Literatur und politische Lieder als 
Arbeitsmittel von Bedeutung. 
Es Ist darauf zu achten, daß Im Unterricht nicht zu viele Materialien einge· 
setzt werden und daß eine gründliche Auswertung erreicht wird. 
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6 Lernerfolgskontrollen und Leistungsbewertung 

Lernerfolgskontrollen sind Verfahren, durch die überprüft wird, in welchem 
Umfang und mit welcher Intensität die im Unterricht angestrebten Lernziele 
erreicht worden sind. Sie geben Lehrern, Schülern und Eltern Aufschluß 
Ober den Lernerfolg des einzelnen und der Lerngruppe und begründen im 
wesentlichen die Zensur. 
Anforderungen und Bewertungsgrundsätze müssen den Schülern bekannt 
sein. 
Die Leistungen, die der Schüler im Fach Gemeinschaftskunde erbringt, sind 
vielfältig; sie beziehen sich auf die inhaltlich zu konkretisierenden Leit- und 
Lernziele (Kapitel 2.1), auf den Katalog der methodischen Fähigkeiten und 
Fertigkeiten (Kapitel 2.2) und auf die besonderen Aufgaben der Vor- bzw. der 
Kursstufe (Kapitel 4). 
Im Bereich der inhaltlich zu füllenden Leit- und Lernziele sind Leistungen 
nach den drei Lernzieldimensionen „Analyse (Wissen und Erkennen)", 
„Beurteilung", Aufbau von Haltungen" zu unterscheiden. 
Am ehesten objektiv meßbar sind Lernerfolge in der Lernzieldimension 
„Analyse". Doch besteht bei Leistungsüberprüfung auch in dieser Dimen-
sion, erst recht aber in der Dimension „Beurteilen" die Gefahr, daß der Schü-
ler sich aus Nützlichkeitserwägungen der Überzeugung des Lehrers anpaßt 
und so in unzulässiger Weise beeinflußt wird. Die Aufgaben in den Lerner-
folgskontrollen sind deshalb so zu stellen und die Leistungen so zu bewer-
ten, daß beim Schüler nicht der Eindruck entstehen kann, es werde seine 
Gesinnung geprüft. Der Schüler muß vielmehr sicher sein, daß in Lerner-
folgskontrollen, in denen er sein Urteil abgeben soll, nur die Qualität der 
Begründung, die Stichhaltigkeit, Ausgewogenheit und Differenziertheit sei-
ner Argumentation bewertet werden. 
In der Lernzieldimension „Aufbau von Haltungen" dürfen nur solche Lei-
stungen beurteilt werden, die sich auf die Beteiligung bei der Planung des 
Unterrichts, auf die Mitarbeit und auf die Zusammen~rbeit beziehen. Die 
politischen Einstellungen des Schülers unterliegen nicht der Leistungsbe-
wertung. Darüber hinaus ist zu beachten, daß sich Lernziele im Bereich 
„Aufbau von Haltungen" weitgehend der Messung entziehen. 
Die bloße Wiedergabe von erworbenen Kenntnissen und gewonnenen Ein-
sichten (Reproduktion) wird bei der Bewertung der unterschiedlichen Lei-
stungen geringer gewichtet als das Ordnen und Einordnen der Erkenntnisse 
(Reorganisation) bzw. die Anwendung des Gelernten (Transfer). 
Die Aufgaben müssen so gestellt werden, daß die Schüler schrittweise an 
Anforderungen, die in der Abiturprüfung gelten, herangeführt werden. 
Die Leistungsbeurteilung im Fach Gemeinschaftskunde stützt sich auf Kon-
trollen des Lernerfolgs in der Mitarbeit im Unterricht sowie auf größere 
schriftliche Arbeiten (Klausuren). 
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Klausuren 
Anzahl und Dauer der Klausuren sind festgelegt in der Verordnung Ober die 
gymnasiale Oberstufe vom 12. 3. 1981 (Erg. Reg. u. Erl. zu§ 9, Nr. 14 und zu 
§ 11, Nr. 5 und 6). 
Die Anforderungen in den Klausuren orientieren sich an den Einheitlichen 
Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung des Landes Niedersachsen tor 
das Fach Gemeinschaftskunde (Nds. EPA). Zum folgenden wird auf die 
genauen Erläuterungen der EPA verwiesen. 
Bei der Gestaltung und Bewertung von Klausuren sind folgende Grundsätze 
zu beachten: 
- Die Aufgaben sollen materialgebunden sein. 
- Zu den Materialien werden Teilaufgaben gestellt, die jedoch nicht zu 

kleinschrittig formuliert werden sollen. (Weiträumigere Aufgabenstellun-
gen kennzeichnen die Leistungskursklausuren.) 

- Die Aufgaben sollen alle drei Anforderungsbereiche (vgl. Nds. EPA) 
berücksichtigen; der Schwerpunkt liegt im Anforderungsbereich II. 

- Die Aufgaben werden je nach Anforderungsbereich, Umfang und Schwie· 
rigkeit unterschiedlich gewichtet. 

- Die Gesamtbewertung der Klausur setzt sich aus den Bewertungen der 
einzelnen Aufgaben zusammen. 

- Schwerwiegende und gehäufte Verstöße gegen die sprachliche Richtig-
keit (Grammatik, Ausdruck, Rechtschreibung, Zeichensetzung) oder 
gegen die äußere Form fahren zu einem Abzug von ein bis zwei Punkten. 

Die Klausuren sind im Umfang, in der Aufgabenstellung und im Schwierig· 
keitsgrad den jahrgangs- und kursspezifischen Lernanforderungen anzu· 
passen. 
Sie sollen nicht mehr als 50% zur Halbjahreszensur beitragen. 

Mitarbeit Im Unterlcht 
Als Formen der Mitarbeit im Unterricht sind zu bewerten: 
- selbständige, auf Unterrichtsinhalte bezogene Beiträge zum Unterrichts-

gespräch, 
- inhaltsbezogene Beiträge auf Anfragen des Lehrers, 
- Unterrichtsvor- und Nachbereitung, 
- Sonderaufgaben (Protokolle, Referate u. a.), 
- Beteiligung an der Verfahrensdiskussion, 
- kurze schriftliche Arbeiten. 
In ihnen kommen die vielfältigen Lernleistungen und Anforderungsarten 
(s.o.) - in Auswahl oder mit jeweils anderer Akzentsetzung - zur Geltung. 
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Beispielsweise lassen sich fOr selbständige lnhaltsbezogene Beiträge zum 
Unterrichtsgespräch folgende Anforderungen unterscheiden: Kenntnis von 
Fakten, Begriffen und Erklärungsansätzen, sachgerechtes Analysieren von 
Materialien, Erkennen von Zusammenhängen, Erfassen von Problemen, Auf· 
stellen und ÜberprOfen von Hypothesen, abwägend begrOndende Stellung-
nahme, Ausdrucksfähigkeit. FOr das SchOlerreferat können die Anforderun-
gen lauten: Gliederung des Vortrags, Herausstellen des Wesentlichen, Aich· 
tigkeit der Information, Angemessenheit der Interpretation, korrektes Zitie-
ren, präzise sprachliche Darbietung, auf die MltschOler bezogene Vortrags-
weise, kompetente Beantwortung von Rockfragen. 
Je sorgfältiger Leistungsanforderungen in der Lerndiagnose voneinander 
unterschieden werden, desto einsichtiger wird dem Schaler die Beurteilung 
und desto eher sind Lernfortschritte zu erreichen. 
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7 Die Planung des Unterrichts 

Der Lehrer plant sein Kursprogramm auf der Grundlage der verbindlichen 
Vorgaben und unter Berücksichtigung von Beschlossen der Fachkonferenz. 
In der Regel empfiehlt sich das folgende Vorgehen: Der Lehrer setzt bei poli-
tischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Problemen an, deren 
didaktische Relevanz er nach folgenden Kriterien beurtellt: 
- SchOlerinteresse 
- Eignung fOr das Gewinnen grundlegender Einsichten 
- Systematisierung politischer und sozialer Erfahrungen 
- objektive Betroffenheit 
- bleibende Aktualität 
- Zukunftsbedeutsameit 
Im nächsten Schritt legt er die Schwerpunkte seines Kurses innerhalb des 
jeweiligen Lernfeldes und die Bezüge zu anderen Lernfeldern fest. In diesem 
Zusammenhang wertet er die didaktischen Anregungen aus, die in den Vor-
bemerkungen zu den Inhalten der Lernfelder gegeben werden. Danach stellt 
er einzelne Sachaspekte und Erklärungsansätze (Kapitel 3) zusammen, die 
im Rahmen der Problemstellungen bearbeitet werden sollen, und entwirft 
im Hinblick auf die drei Dimensionen der Leitziele (Kapitel 2.1) inhaltlich 
konkretisierte Lernaufgaben (Lernziele). 
Die Planung könnte aber auch mit der Durchsicht der vorgegebenen Sach· 
aspekte und Erklärungsansätze sowie ihrer Vorbemerkungen beginnen. In 
diesem Fall werden - unter Beachtung der didaktischen Kriterien -
zunächst Inhalte ausgewählt und erst dann zugehörige Problemstellungen 
formuliert. 
Bei beiden Vorgehensweisen ist darauf zu achten, daß das Kursprogramm 
inhaltlich breit angelegt, jedoch nicht überfrachtet wird. Der Unterricht 
dient der sorgfältigen Untersuchung und vertiefenden Erörterung von Pro-
blemen; kursorisches Lernen von Sachverhalten, das dem Anspruch und 
dem Auftrag des Faches nicht gerecht wird, muß vermieden werden. 
Neben der inhaltlichen Konturierung des Unterrichts muß der Lehrer für 
jeden Kurs einen Schwerpunkt im Bereich der Schulung methodischer 
Fähigkeiten und Fertigkeiten (Kapitel 2.2) festlegen. Dabei ist es sinnvoll, 
ein Gesamtprogramm Ober zwei bzw. vier Kurshalbjahre zu entwerfen, um 
die Schaler systematisch in der Handhabung fachspezifischer Vorgehens~ 
weisen zu fördern. 
Die Planung der Unterrichtsmethoden richtet sich nach den in Kapitel 5 
gegebenen Hinweisen. 
Zu Beginn eines jeden Halbjahres erörtert der Lehrer das Programm mit den 
Schülern und entscheidet Ober Änderungswünsche. 
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8 Beispiele für Kurse und Kursfolgen 

Die Kursbeispiele sollen zeigen, wie unter didaktischen Gesichtspunkten 
ausgewählte Problemstellungen mit den Ziel- und Inhaltsvorgaben der Rah-
menrichtlinien in Beziehung gesetzt werden können. 
Lernziele sind in den Kursbeispielen nicht ausformuliert; sie sind in den Pro-
blemstellungen enthalten. Aussagekräftige Lernziele muß der Lehrer fOr 
jede einzelne Stunde im Zusammenhang mit den Problemstellungen konzi-
pieren. 

Beispiele für Kursfolgen: 

FolgeA 
1. Halbjahr: Politische Partizipation in der repräsentativen Demokratie der 

Bundesrepublik Deutschland 
2. Halbjahr: Soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit in der Bundesre-

publik Deutschland - heute und in Zukunft 
3. Halbjahr: Die Idee der Weltrevolution und die Außenpolitik der Sowjet-

union 
4. Halbjahr: Forderungen der Länder der Dritten Welt und die Entwicklungs-

politik der Bundesrepublik Deutschland 
Folge B 
1. Halbjahr: Die Freiheit des Bürgers im demokratischen und sozialen 

Rechtsstaat der Bundesrepublik Deutschland 
2. Halbjahr: Beschäftigungspolitik In der Bundesrepublik Deutschland 
3. Halbjahr: Die Verteidigungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
4. Halbjahr: Der Nahostkonflikt als weltpolitische Krise 

Anmerkung zur Förderung von Fertigkelten und Fähigkeiten Im methodl· 
sehen Bereich 
In den nachfolgenden Kursbeispielen sind Lernziele im methodischen 
Bereich zu ergänzen. Zum Beispiel können folgende Schwerpunkte gesetzt 
werden: 
In allen vier Halbjahren sollen die Schüler gezielt zur themenbezogenen Zei· 
tungslektOre angehalten werden (s. Leitziel 7). Einzelne Aspekte des kriti· 
sehen Umgangs mit Medien sollen im Unterricht an Beispielen besonders 
angesprochen werden. In den ersten beiden Semestern soll vorrangig die 
Interpretation von Materialien gefestigt werden, so daB die Schaler zuneh-
mend selbständig die Schritte setzen können. In den beiden weiteren Seme-
stern sollen zusätzlich die gedanklich gegliederte und freie mondliche Dar-
stellung politischer Sachverhalte und die begründete Stellungnahme 
bewußt geübt werden. 
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....... 
(,) 

Folge A - 1. Halbjahr 
Politische Partizipation In der repräsentativen Demokratie der Bundesrepublik Deutschland 
(Grundkurs zu Lernfeld 1) 

Sachfragen und Probleme: 

Was bedeutet „repräsentative Demokratie", und wie wird siebe-
gründet? 
Wie ist die politische Repräsentation in der Bundesrepublik im 
Vergleich mit einer anderen westlichen Demokratie ausge-
formt? Ist der Abgeordnete „Vertreter des ganzen Volkes" oder 
Vertreter der Partei? Wie ist das Verhältnis zwischen Artikel 38 
und Artikel 21 GG zu interpretieren? Welche Reformvorschläge 
werden diskutiert, und wie sind sie einzuschätzen? 

Welche Bedeutung hat Parteienpluralismus? In welchem Maße 
ist er in der Bundesrepublik verwirklicht? Welchen Beschrän-
kungen unterliegen die Parteien in der Entfaltung ihrer Tätigkei-
ten, wie werden diese begründet und wie sind sie zu werten? 
Welche Aufgaben und welche Stellung haben die Parteien in der 
Bundesrepublik? Wie finanzieren sich die Parteien? Welche Kri-
tik wird an ihnen geübt, und wie berechtigt ist sie? Welche Re-
formvorschläge werden geäußert, ond wie sind sie zu beurtei-
len? 
Wie lauten die Programme der wichtigen Parteien in der Bun-
desrepublik? Welchen ideologischen Positionen sind sie ver-
pflichtet, und wie sind die Programme zu beurteilen? Wie haben 
sich die Parteien in ihrer Programmatik, in der Struktur ihrer 
Wählerschaft und im Hinblick auf ihre Mitglieder verändert? Wie 
sind diese Wandlungen zu erklären und die Folgen einzuschät-
zen? 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

vorrangig 
1 
3 

1 

5 
1 
3 

5 
8 

Bezug zu den 
Inhalten: 

IA5 
18 

IA3a 
IB 

IA3a 

IA3a 



....... 

.i:. Sachfragen und Probleme: 

Welche Aufgaben haben Interessengruppen, und worin unter-
scheiden sie sich von Parteien? Wie üben sie in der Bundesrepu-
blik Einfluß aus, und welche Macht besitzen sie? In welchem 
Maße ist in der Bundesrepublik Verbandspluralismus gewährlei-
tet? Wie demokratisch ist die Willensbildung in den Verbänden? 
Welche Kritik wird ihnen gegenüber geäußert, wie berechtigt ist 
sie? Welche Reformvorschläge gibt es, und wie sind sie zu beur-
teilen? 
Aus welchen allgemeinen Gründen und aktuellen Anlässen tre-
ten Bürgerbewegungen auf? Worin unterscheiden sich Bürger-
bewegungen von Parteien und Verbänden? Wie sind Ziele, Orga-
nisationsprinzipien, Formen der Einflußnahme und Wirkungen 
von Bürgerbewegungen einzuschätzen (an Beispielen)? Welche 
Stellung haben Bürgerbewegungen in der repräsentativen De-
mokratie? Welcher Zusammenhang besteht zwischen Grund-
rechten und Bürgerbewegung? Welche Demokratiemodelle las-
sen sich in der Diskussion Ober die Bürgerbewegung nachwei-
sen? 

Bezug zu den 
Leitzielen: 

5 
1 

5 
3 
1 

Mögllchkelten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

IA3c 
IB 

IA3b 
IB 

Lehre vom Parteienstaat; Formen und Bedingungen direkter Demokratie im Spiegel historischer Erfahrungen; Aus-
sagen von Theorien der Interessengruppen; Fragen der innerparteilichen Demokratie; Wahlen, Wahlsysteme und 
Vorschläge zur Wahlrechtsreform in der Bundesrepublik Deutschland; Bedeutung der Grundrechte; Aufgaben der 
Verwaltung im Vergleich zu Parlament und Regierung; das Prinzip der "streitbaren Demokratie". 
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Folge A - 2. Halbjahr 
Soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit In der Bundesrepublik - heute und In Zukunft 
(Grundkurs mit Schwerpunkt in Lernfeld II) 

Sachfragen und Probleme: 

Was bedeutet die Staatszielbestimmung „Sozialstaat" (Art. 20, 
Abs. 1; Art. 28, Abs. 1)? In welchem Verhältnis zueinander ste· 
hen Sozialstaatspostulat und Grundrechte? Wie sind soziale Si· 
cherheit und soziale Gerechtigkeit als politische Ziele mit dem 
Begriff des Sozialstaats verknüpft? Wie wird das Sozialstaats· 
prinzip in westlichen Demokratien begründet? Welche grundle· 
genden sozialstaatlichen Konzeptionen vertreten die politi· 
sehen Parteien in der Bundesrepublik, wie begründen sie ihre 
Auffassungen, und wie sind diese einzuschätzen? 

Welche Daten kennzeichnen die sozialen Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland? Welche Wandlungen haben sich 
In der sozialen Lage bestimmter Bevölkerungsteile und in ihrer 
öffentlichen Einschätzung ergeben, wodurch wurden die Ände· 
rungen verursacht, und wie sind sie zu bewerten? 

In welchen Fällen und unter welchen Bedingungen erhalten Bür· 
ger staatliche Unterstützung zur Existenzsicherung (an Beispie· 
len)? Wer sind die Träger, welchen Umfang hat die Hilfe, und wie 
sind die Leistungen unter Bezug auf öffentlich geäußerte Kritik 
und Neuerungsvorschläge zu beurteilen? 
Wie sind die Bürger der Bundesrepublik gegen Verlust ihrer wirt· 
schaftlichen Sicherheit bei Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit 
und im Alter geschützt (an Beispielen)? Wie sind die gesetzll· 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

vorrangig 
1 
2 
8 

4 

1 
4 
3 

1 
4 

Bezug zu den 
Inhalten: 

II A2 
II B 

II A 1 
II B 

II A2 

II A2 
II B 



....... 
0> Sachfragen und Probleme: Bezug zu den 

Leitzielen: 
Bezug zu den 
Inhalten: 

chen Sozialversicherungen organisiert, welche Leistungen er-
bringen sie, und wie werden sie finanziert? Welche Bedeutung 
haben betriebliche und private Versicherungen für die soziale 
Sicherung? In welcher Weise werden Sozialleistungen durch die 
wirtschaftliche Entwicklung beeinflußt? Welche Finanzierungs-
probleme ergeben sich für die gesetzliche Sozialversicherung 
unter dem Einfluß der demographischen Entwicklung und dem 
Verfassungsauftrag zur Gleichstellung der Frau heute und in ab-
sehbarer Zukunft? Welche Reformvorschläge gibt es hierzu, wie 
werden sie begründet, und wie sind sie zu bewerten? 
Nach welchen Grundsätzen und in welchem Umfang werden die 
Bürger der Bundesrepublik besteuert (an Beispielen)? Inwiefern 
trägt das Steuersystem in der Bundesrepublik zum sozialen 
Ausgleich bei? Welche Einwände, welche Vorschläge zur Steu-
erreform werden öffentlich diskutiert, wie werden sie begründet, 
und wie sind sie zu beurteilen? Welche Kritik wird an der Praxis 
des „Sozialstaats" geübt; welche Alternativen wurden entwik· 
kelt? Wie sind sie einzuschätzen? Mit welchen Argumenten wird 
auf die Grenzen des Sozialstaats hingewiesen? Wie stichhaltig 
erscheinen sie? Inwiefern läßt sich von einem Spannungsver-
hältnis zwischen staatlicher Sozialpolitik und persönlicher Frei-
heit und Leistungsbereitschaft sprechen? 

2 
3 

1 
2 
3 

1 
3 

Möglichkeiten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik im Leistungskurs: 

II A 1 
II A4 

III A 3 

Geschichtliche Entwicklung des Sozialstaats in Deutschland, Vergleich des deutschen Sozialleistungssystems 
(USA, Schweden), soziale Sicherung ausländischer Arbeitnehmer, Scheidungsrecht und soziale Sicherung, Modelle 
zur Vermögensbildung der Arbeitnehmer. 

e • 



....... ....... 

Folge A - 3. Halbjahr 
Die Idee der Weltrevolution und die Außenpolitik der Sowjetunion 
(Grundkurs mit Schwerpunkt in Lernfeld IV) 

Sachfragen und Probleme: 

Was heißt „Weltrevolution" im Marxismus-Leninismus, wie wird 
die Idee der Weltrevolution begründet, und welchen Stellenwert 
hat sie in sowjetischen Aussagen zur Außenpolitik? 
Welche Lehren zur außenpolitischen Strategie und Taktik ent-
hält die Sowjetideologie? Wie werden sie begründet, und wie 
sind sie zu beurteilen? Welche praktische Bedeutung haben die-
se Lehren für das Verhältnis der westlichen Demokratien zu den 
Staaten des Ostblocks? 
Welches Bild der Bundesrepublik Deutschland propagiert die 
sowjetische Führung? Von welchen Interessen läßt sie sich in 
ihrer Politik gegenüber der Bundesrepublik leiten? Welche Poli-
tik betreibt sie in Einzelfragen? Entspricht ihr außenpolitisches 
Handeln gegenüber der Bundesrepublik den strategischen und 
taktischen Grundsätzen? · 

Wie wird die sowjetische Außenpolitik im Westen gedeutet, wel-
che Politik gegenQber der Sowjetunion halten Bundesregierung 
und relevante politische und gesellschaftliche Gruppen für 
sinnvoll? Wie hat sich die bisherige Politik bewährt? 

Bezug zu den 
Leitzielen: 

vorrangig 
8;6 

8 
6 

8 
5 

8 
5 
6 

Bezug zu den 
Inhalten: 

IVB 

IVB 

IVA 7 
IVB 

V3A 
III AB 
IVB 



"""' ex> Sachfragen und Probleme: Bezug zu den 
Leltzlelen: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

Welche Politik betreibt die Sowjetunion in der Dritten Welt (an 
ein oder zwei Beis~ielen), und wie ist diese Politik in die Lehren 
zur Strategie und l'aktik eingebunden? Wie läßt sich die Ent-
wicklung ihres Verhältnisses zu China deuten und bewerten? 
Wie erfolgreich war die Sowjetunion im

1 
Hinblick auf den An-

spruch, die Weltrevolution herbeizuführen? 

8 
5 

IVA7 
V2A 
IVB 
VB 

Möglichkeiten zur ~ertlefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

Marxistische Ges~hichts- und Gesellschaftstheorie in breiterer Entfaltung, der außenpolitische Entscheidungspro-
zeß in der Sowjetunion, außenpolitische Grundsätze und Praktiken der UdSSR gegenüber sozialistischen Staaten, 
die chinesisch-sowjetische Rivalität in der Dritten Welt, Zusammenhänge zwischen sowjetischer Außen- und Innen-
politik. 



e 
Folge A - 4. Halbjahr 
Forderungen der Länder der Dritten Welt und die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
(Grundkurs mit Schwerpunkt in Lernfeld V) 

Sachfragen und Probleme: 

Welche sozialen, wirtschaftlichen und politischen Merkmale 
umfaßt der Begriff „Entwicklungsland", und aus welchen Grün-
den ist der Begriff umstritten? Nach welchen Indikatoren lassen 
sich die Länder der Dritten Welt differenzieren und gruppieren, 
und welche Schwierigkeiten ergeben sich dabei? (Verdeutli-
chung an Beispielen.) 

Welches Ausmaß haben Hunger und soziales Elend in der Drit-
ten Welt, und wie l~uten Prognosen für die absehbare Zukunft? 
Wodurch ist die wb1twirtschaftsordnung nach 1945 gekenn-
zeichnet? Welche ~uswirKungen hatte/hat sie für die Entwick-
lungs- und die lnd ~~trieländer (differenziert nach Gruppen), und 
wie werden diese von den Industrie- und Entwicklungsländern 
beurteilt? Welche Ansätze zur Reform der Weltwirtschaftsord· 
nung gibt es? Auf welche Interessen und Forderungen gehen 
sie zurück, in welchem Maße sind sie verwirklicht, welche 
Hemmnisse stehen ihnen entgegen, und wie sind die Chancen 
zur Überwindung der Hemmnisse zu bewerten? 

In welchem Maße und aus welchen Gründen hat sich das Ge-
wicht der Entwicklungsländer in der Weltpolitik verändert? 
Welche Ziele und Konzepte prägten die deutsche Entwicklungs-

«;l politik in den letzten Jahrzehnten (an zwei oder drei repräsen-

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

vorrangig 
1 
4 

4 

1; 4; 5 

3 
5 

5 

4 
5 

Bezug zu den 
Inhalten: 

V2A 
V2B 

V2A 

III AB 
III B 

V2A 

V2A 



CD o Sachfragen und Probleme: Bezug zu den 
Leltzlelen: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

tativen Beispielen)? Welche Gründe bzw. Interessen waren maß-
gebend? In welchem Umfang ging die deutsche Entwicklungs-
hilfe von staatlichen und in welchem Umfang von nichtstaatll-
chen Trägern aus? Welche Wirkung erzielte sie, welche Kritik 
wurde von deutscher Seite und von seiten der Länder der Dritten 
Welt geäußert, und wie ist sie einzuschätzen? Welche neuen 
Konzeptionen (Schwerpunktverlagerungen) werden diskutiert, 
wie sind sie begründet, und wie sind sie zu bewerten? 

Welche Auswirkungen hat die Entwicklungspolitik auf die inne-
re Politik der Bundesrepublik? In welchen Bereichen liegen Ziel-
konflikte? Welche Einstellung hat die Bevölkerung der Bundes-
republik zur Entwicklungspolitik, inwiefern hat sich ihr Be-
wußtsein gewandelt, und in welchem Maße wird Entwicklungs-
politik von Parteien und gesellschaftlichen Gruppen getragen? 

8 

4 
5 
8 

Mögllchkelten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

V2A 

Ursachen der Unterentwicklung in breiterer Entfaltung unter Einschluß theoretischer Aussagen (z. B. Dependenz-
theorie) und Strategien zukünftiger Entwicklung (z. B. Dissoziation); ausgewählte Forderungen, entwicklungspoliti-
sche Maßnahmen und ihre Wirkungen in detaillierterer Betrachtung; Beteiligung der Bundesrepublik an multilatera-
ler Entwicklungspolitik (UN-Organisationen, Weltbank); deutscher Einfluß auf die Entwicklungspolitik der EG. 



CX> ..... 

Folge B - 1. Halbjahr 
Die Freiheit des Bürgers Im demokratischen und sozialen Rechtsstaat der Bundesrepublik Deutschland 
(Grundkurs zu Lernfeld 1) 

Sachfragen und Probleme: 

Welche Merkmale kennzeichnen den Rechtsstaat, und inwie-
fern sind sie für die Freiheit des Bürgers bedeutsam? Wie heben 
sie sich von Merkmalen staatlicher Gegenmodelle ab? 
Welchen Rechtscharakter haben die Grundrechte in der Verfas-
sung der Bundesrepublik Deutschland? Welche Arten von 
Grundrechten sind im Grundgesetz stärker, welche schwächer 
ausgeprägt, und welche Folgen ergeben sich daraus? Wie sind 
Vorschläge zur Erweiterung des Grundrechtskatalogs zu beur-
teilen? 
Welche Vor- und Nachteile haben Interpretationsbedürftigkeit, 
Änderbarkeit und Gesetzesvorbehalte von Grundrechten? Wie 
Ist die Interpretation, die Änderung, die Beschränkung und die 
Verwirkung von Grundrechten durch die Verfassung geregelt, 
und wie sind diese Vorschriften zu werten? 
Wofür ist das Bundesverfassungsgericht zuständig? Nach wel-
chen Maßstäben entscheidet es? Welche Kritik wird an der 
Funktion des Bundesverfassungsgerichts im politischen Prozeß 
geübt? Welche Reformvorschläge werden diskutiert, und wie 
sind sie zu bewerten? 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

vorrangig 
1; 2 

2 
3 

1 
2 

1 
3 

Bezug zu den 
Inhalten: 

IA2 
IB 

IA1 
18 

IA1 
IA5 

IA2 
IB 



CX> 
1\) Sachfragen und Probleme: Bezug zu den 

Leltzlelen: 
Bezug zu den 
Inhalten: 

Wie lauten die inhaltlichen Bestimmungen, Auslegungen und 
Beschränk'ungen einiger - unter dem Aspekt besonderer Ak-
tualität ausgewählter - Grundrechte? Wie sind die Interpreta-
tionen und Beschränkungen begründet, und wie sind sie unter 
Einbeziehung öffentlich diskutierter Gegenpositionen zu beur-
teilen? 
In welchem Maße ist gewährleistet, daß jeder Bürger in der Bun-
desrepublik Recht finden kann? Welche Kritik wird an der deut-
schen Justiz geübt?. Wie berechtigt ist sie? Welche Reformvor-
schläge gibt es, und wie sind sie einzuschätzen? 
Was bedeutet das Prinzip der „wehrhaften Demokratie"? Wel-
che Aufgaben und Rechte hat der Verfassungsschutz, wie arbei-
tet er, wie wird er kontrolliert? Welche Kritik wird an ihm geübt, 
wie berechtigt ist sie? Welche Reformvorschläge werden geäu-
ßert, und wie sind sie zu beurteilen? 

2 
3 

1 
3 

1 
2 
3 

Möglichkeiten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

IA1 

IA2 
IB 

IA5 
IB 

ldeengeschichtlicher Hintergrund des Rechtsstaats, Naturrechtslehre, Entstehung des Grundrechtskatalogs Im 
Grundgesetz, Spannungsverhältnis zwischen Freiheits- und Gleichheitsprinzipien In den Grundrechten, Einschrän-
kung von Grundrechten im Falle des inneren und äußeren Notstands, das Widerstandsrecht im Grundgesetz, 
Erscheinungsformen des Extremismus, Praxis des Verbots extremistischer Vereinigungen (am Beispiel). 



• 
Folge B - 2. Halbjahr 
Beschäftlgungspolltlk ·1n der Bundesrepubllk Deutschland 
(Grundkurs zu Lernfeld III) 

Sachfragen und Probleme: 

Welche Entwicklungen kennzeichnen die Situation auf dem Ar· 
beltsmarkt, und wodurch Ist die Beschäftigungslage nach Auf· 
fassung der Parteien, der Gewerkschaften, der Arbeitgeberver· 
bände, des Sachverständigenrats, der Wirtschaftsforschungsln· 
stitute (zur Auswahl) verursacht? Welche Ideologie und Interes-
senbindungen, welche Verkürzungen lassen sich in den Ansieh· 
ten der Institutionen und Gruppen feststellen? 
Was heißt „Konjunktur", was „Strukturwandel"? Welche Kon· 
junkturbewegungen und welche strukturellen Wandlungen sind 
In jüngster Zelt in der Bundesrepublik Deutschland festzustel· 
len, und welche Gründe lassen sich für sie nennen? In welchem 
Maße lassen sich konjunkturelle und strukturelle Einflüsse auf 

I r91e Beschäftigungslage unterscheiden? . 
1/) (/) - <11 •• B- w g. !:;' qtl/elche Beziehungen bestehen zwischen wichtigen wlrtschafts· 
;:. i:l ~ :;· 'l>olitischen Zielen und gesellschaftlichen Grundwerten? 
[ "i i=i € Wer entscheidet, welche Ziele vorrangig verfolgt werden, und 
C" D ';:1" · : 
E": ~l- ö ;, was legitimiert die Entscheidungsträger? 
2:~Ü)() ·„ 
§: ca· g. ~ ~elches konjunktur·, welches strukturpolitische lnstrumenta· 
g ~ Cö" e um steht der Bundesregierung zur Beeinflussung der Beschäf· 
7<" flgung zur Vertagung, und wie Ist seine Wirkungsweise? Wie be· 

00 gründet die Bundesregierung Ihre beschäftigungspolltische 
c.> Konzeption und ihre Einzelmaßnahmen? 

Bezug zu den 
Leitzielen: 

vorrangig 
4 
5 
8 

4 

4 

4 
5 
8 

Bezug zu den 
Inhalten: 

III A4 und 6 
II B 



~ Sachfragen und Probleme: 

Welche beschäftigungspolitischen Maßnahmen fordern die Op-
positionsparteien und wichtige gesellschaftliche Gruppen und 
Institutionen, und wie werden sie begründet? Welche Möglich-
keiten der Einflußnahme stehen diesen politischen Kräften of-
fen? 
Über welche geldpolitischen Instrumente vertagt die Deutsche 
Bundesbank, und welchen Einfluß haben sie auf die Beschäfti-
gungslage? Inwieweit ist die Bundesbank verpflichtet, die Wirt-
schaftspolitik der Bundesregierung zu unterstützen, wie verhält 
sie sich im Einzelfall, und wie ist ihr Verhalten begründet? 
Welche Wirkungszusammenhänge werden bei den unterschied-
·1ichen beschäftigungspolitischen Konzeptionen angenommen? 
Wie sind diese Konzeptionen im Zusammenhang mit anderen 
wirtschaftspolitischen Zielen kurzfristig und langfristig einzu-
schätzen? 

Bezug zu den 
Leitzielen: 

4 
5 
8 

1 
4 

4 

Mögllchkelten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

III A 4 und 6 
II B 

Reichweite der Konzepte angebots- bzw. nachfrageorientlerter Wirtschaftspolitik; Einflüsse arbeitsrechtlicher 
Bestimmungen, der Tarifpolitik wie auch der Weltwirtschaft auf die Beschäftigungslage; mögliche Konflikte zwi-
schen Regierungspolitik und Tarifpolitik. 

e 



00 
01 

Folge B - 3. Halbjahr 
Die Verteldlgungspolltlk In der Bundesrepubllk Deutschland 
(Grundkurs zu Lernfeld V) 

Sachfragen und Probleme: 

Welche außenpolitischen und militärstrateglschen Doktrinen 
der Sowjetunion und des Warschauer Pakts lassen sich nach· 
weisen? Was versteht der Sowjetmarxismus unter „Frieden"? 
Welche ideologischen Grundlagen hat die sowjetische Militär· 
doktrin? Inwiefern sind die außenpolitischen und militärstrate· 
gischen Grundsätze der Sowjetunion, ihres militärischen Po· 
tentials und ihrer in Ostmitteleuropa gezeigten Bereitschaft zu 
militärischer Intervention als Bedrohung tor die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland anzusehen? Mit welchen Argu· 
menten verweisen die Warschauer-Pakt-Staaten auf die Gefähr· 
dung ihrer eigenen Sicherheit durch die NATO, wie stichhaltig 
erscheinen diese Argumente? 
Welche politischen und militärischen Ziele verfolgt die NATO, 
wie sind die Ziele und das bisherige Verhalten der NATO in inter· 
nationalen Fragen zu beurteilen? Wie ist die Mitgliedschaft der 
Bundesrepublik in der NATO legitimiert? Welche Aufgaben er· 
tollt und welche Leistungen erbringt die Bundesrepublik in der 
NATO - im Vergleich zu den Bündnispartnern - , und wie wer· 
den sie von deutscher Seite und vonseiten der Verbündeten ge-
wertet? Welches Maß an Souveränität und welchen Einfluß auf 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

6 
8 

6 
8 
1 

Bezug zu den 
Inhalten: 

V3A 

IVB 

V3A 



~ Sachfragen und Probleme: 

die Willensbildung hat die Bundesrepublik? Inwieweit werden 
politische und militärische Befugnisse und Entscheidungen der 
NATO und der Bundesregierung durch Bundestag und Bundes-
rat kontrolliert, und wie ist die Kontrolle zu werten? 
Welches strategische Konzept zur Kriegsverhütung und zur Ver-
teidigung vertritt die NATO, und wie ist es in seinen Vor- und 
Nachteilen einzuschätzen? Welche Vorschläge zur Reform der 
Strategie werden in den politischen Organen der NATO bzw. im 
Bundestag diskutiert, welche Positionen vertreten die verschie-
denen Parteien, wie sind die jeweiligen Positionen begründet, 
und wie sind sie zu bewerten? Welche alternativen Strategien 
werden in der Öffentlichkeit diskutiert, welche Personen und 
Gruppen setzen sich für sie ein, und wie sind die Argumente zu 
beurteilen? 
Inwiefern kann militärische Überlegenheit des Warschauer Pak-
tes zu politischem Druck auf außen- und innenpolitische Ent-
scheidungen der Bundesrepublik führen? Wie wird diese Frage 
von der sowjetischen Ideologie, wie wird sie von Parteien und 
gesellschaftlichen Gruppen in der Bundesrepublik beantwor-
tet? Lassen sich die Antworten an Vorgängen in der Geschichte 
belegen? 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

6 
3 

6 
1 

Möglichkeiten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik Im Leistungskurs: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

V3A 
VB 

VB 

Im Leistungskurs kann das Programm des Grundkurses durch Verträge und Verhandlungen über Rüstungskontrolle 
und Abrüstung ergänzt werden. Das Kursthema muß dann lauten: Die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland und des Atlantischen Bündnisses. 

e 



00 

""""" 

Folge B - 4. Halbjahr 
Der Nahostkonfllkt als weltpolltlsche Krise 
(Grundkurs mit Schwerpunkt in Lernfeld V) 

Sachfragen und Probleme: 

Welche Spannungen und Interessengegensätze kennzeichnen 
den Nahostkonflikt, und welche Ursachen haben sie? In wel· 
chen Formen tritt der Konflikt in Erscheinung, und welche politi· 
sehen, wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen hat er? Wie ist 
die Eskalationsgefahr einzuschätzen? 

Welche Staaten und Gruppen unterstützen die Weltmächte in 
der Konfliktregion? Welche Mittel setzen sie im Rahmen ihrer 
Machtpolitik dabei ein? Von welchen Interessen und Motiven 
lassen sie sich leiten? Inwieweit trägt ihre unterstützende Ein· 
flußnahme zur Verschärfung des Konflikts bei? Inwieweit konn· 
ten sie bisher ihre Interessen zur Geltung bringen? 
Welche Versuche zur Eindämmung bzw. Lösung des Konflikts 
wurden unternommen? Aus welchen gemeinsamen Interessen 
und in welchen Situationen haben sich die Weltmächte bemüht, 
den Konflikt zu begrenzen? Welche Konzepte und Instrumente 
des internationalen Krisenmanagements wurden angewandt, 
und wie haben sie sich bewährt? 

Bezug zu den 
Leltzlelen: 

vorrangig 
5 
6 
8 

5 
6 

5 
6 

Bezug zu den 
Inhalten: 

V4A 

V5A 
IVA7 
V4B 

V4A 
V4B 



(X) 
(X) Sachfragen und Probleme: 

In welchem Maße und in welcher Weise sind die Bundesrepublik 
Deutschland und die Europäische Gemeinschaft von dem Kon-
flikt betroffen? Welche Interessen hat die Bundesrepublik in der 
Konfliktregion? Inwiefern kann die deutsche Politik zur Eindäm-
mung oder Lösung des Nahostkonflikts beitragen? Wie ist die 
bisherige deutsche Nahostpolitik zu beurteilen? 

Bezug zu den 
Leitzielen: 

4 
5 
6 

Möglichkeiten zur Vertiefung und zur Erweiterung der Thematik im Leistungskurs: 

Bezug zu den 
Inhalten: 

V4A 

Ideologische Grundlagen des Konflikts und Instrumente des Krisenmanagements in breiterer Entfaltung, Lehren 
nationaler Freiheitsbewegungen, Rolle der UNO bei der Konflikteindämmung, Aspekte des '.i'ölkerrechts. 




